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Art.  Artikel 

BGB  Bürgerliches Gesetzbuch 

BGG  Behindertengleichstellungsgesetz 

BRD  Bundesrepublik Deutschland 

BSHG  Bundessozialhilfegesetz 

BTHG  Bundesteilhabegesetz 

bzw.  beziehungsweise 

-E  Entwurf 
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f.  folgend 

ff.  folgende 

GG  Grundgesetz 

ggf.  gegebenenfalls 

ICF-CY International Classification of Functioning, Disability and Health -  

  children and youth 

idFv.  in der Fassung vom 

KJSG  Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

lit.  Buchstabe 

Nr.  Nummer 

SGB IX Sozialgesetzbuch Neuntes Buch 

SGB VIII Sozialgesetzbuch Achtes Buch 

SGB XII Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 

UN  United Nations / Vereinte Nationen 

UN-BRK UN-Behindertenrechtskonvention 

UN-KRK UN-Kinderrechtskonvention 

vs.  versus 

WHO  World Health Organisation / Weltgesundheitsorganisation 



 
Einleitung 

 5 
 

1. Einleitung  

Das Thema der Inklusion ist nicht erst durch das Inkrafttreten der UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) auf die Bildfläche der Sozialen Arbeit ge-

langt, hat jedoch durch diese noch einmal an Bedeutung und Aktualität gewonnen. 

Durch ihre Ratifizierung hat sich Deutschland dazu verpflichtet, die Lebenssituation 

von Menschen mit Behinderungen unter gegebenen Gesichtspunkten in den Blick 

zu nehmen und die eigenen Gesetze und Gegebenheiten dahingehend zu prüfen. 

Auch das Kinder- und Jugendhilferecht des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

(SGB VIII) wird nach knapp 20 Jahren des Bestehens auf seine Aktualität und Prak-

tikabilität hin geprüft. Dabei spielt auch das Thema der Inklusion eine nicht zu unter-

schätzende Rolle. Unter den Stichworten der „großen Lösung“ oder auch der „inklu-

siven Lösung“ wird eine Zusammenführung der Zuständigkeiten hin zu einer  alleini-

gen Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder und Jugendlichen, 

unabhängig von Behinderungen diskutiert. Spätestens seit der Veröffentlichung ei-

nes ersten Arbeitsentwurfes zum geplanten Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 

(KJSG) im Juni 2016 ziehen sich die Diskussionen durch die Wissenschaft, Praxis 

und Interessensvertretungen der Beteiligten aller betroffenen Professionen. Da das 

KJSG bislang nicht in Kraft getreten ist, sind diese fachlichen Diskussionen von ent-

scheidender Bedeutung und Aktualität für die Zukunft der Sozialen Arbeit. 

 

Diese Arbeit widmet sich dem Thema ‚Inklusion in der Praxis der Sozialen Arbeit. 

Ein aktueller Diskurs zur Umsetzung in der Kinder- und Jugendhilfe‘. Dabei soll der 

Frage nachgegangen werden, wie der Inklusionsgedanke Umsetzung im Bereich 

der Kinder- und Jugendhilfe findet oder finden kann. Darüber hinaus aber auch: Wie 

wird das Thema der Inklusion im aktuellen Reformprozess rund um das Kinder- und 

Jugendstärkungsgesetz bearbeitet? Und welchen Einfluss hat hierbei das jeweilige 

fachliche Selbstverständnis der beteiligten Professionen? 

 

Der Blick richtet sich im Zuge dessen ausschließlich auf die Kinder- und Jugendhilfe 

in Deutschland. Die Bereiche der Inklusion in Kindertagesstätten, sowie der Schule 

werden ausgeblendet, da diese bereits vielfach diskutiert wurden und einen eigenen 

Themenschwerpunkt darstellen.  

 

Zu Beginn dieser Arbeit wird der komplexe Begriff der Inklusion untersucht, um ein 

für die weiteren Ausführungen zugrundeliegendes Verständnis dieses Begriffs zu 
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entwickeln. Dafür werden die Systemtheorie nach Niklas Luhmann, das Phasenmo-

dell nach Alfred Sander und Andreas Hinz und die Adäquatheitsbedingungen nach 

Hauke Behrendt zugrunde gelegt. Hierbei wird der Blick ebenfalls auf die Inklusion 

in Deutschland gerichtet, wobei die politische Haltung, sowie die gesetzlichen Ver-

ankerungen beleuchtet werden. Anschließend werden die beteiligten Handlungsfel-

der Kinder- und Jugendhilfe, sowie Eingliederungshilfe im Hinblick auf ihre Zustän-

digkeit, gesetzliche Verankerung, Finanzierung, sowie ihr fachliches Selbstver-

ständnis dargestellt. Auf dieser Grundlage findet eine Darstellung des aktuellen In-

klusionsdiskurses in Form des Reformdiskurses rund um das Kinder- und Jugend-

stärkungsgesetz statt. Dabei werden die verschiedenen Haltungen und Forderungen 

aus den diversen Stellungnahmen der Beteiligten herausgearbeitet und gegenüber-

gestellt, woraus in einem weiteren Kapitel die Handlungs- und Entwicklungsempfeh-

lungen für die Politik, sowie die Praxis der Sozialen Arbeit entwickelt werden. Zuletzt 

werden die Ergebnisse zusammengefasst und ein abschließendes Resümee gezo-

gen. 

 

Das Ziel  dieser Arbeit ist somit ersichtlich zu machen, worum sich die aktuellen 

Inklusionsdiskurse in der Kinder- und Jugendhilfe drehen und wodurch diese weiter 

vorangetrieben werden können. 

 

2. Inklusion als komplexer Begriff 

Der Begriff der Inklusion ist derart komplex, dass bislang kein allgemeingültiges 

Verständnis dieses Begriffs vorherrscht. Der Begriff der Inklusion wird daher zuerst 

theoretisch beschrieben. Anschließend werden die politische Haltung zur Inklusion, 

sowie die gesetzliche Verankerung dargestellt. 

 

2.1. Verschiedene Ansätze 

In diesem Abschnitt werden daher verschiedene Ansätze und Betrachtungsweisen 

von Inklusion dar- und gegenübergestellt. Abschließend erfolgt die Klärung des Be-

griffsverständnisses, auf welchem diese Arbeit beruht. 
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2.1.1. Die Systemtheorie nach Niklas Luhmann 

Luhmanns Verständnis vom Begriff der Inklusion baut auf seinen Überlegungen zur 

Systemtheorie auf. Zum Verständnis seiner Ansätze ist es daher notwendig, diese in 

ihren Grundzügen zu erfassen. Luhmann beschreibt Systeme als „‚organisierte 

Komplexität‘“, als dynamisch, denn es geht ihm nicht um ihre materiellen Bestand-

teile, sondern ihre Aktivitäten, die er als Operationen beschreibt (Luhmann 1987: 

46). Systeme operieren dabei „konstitutiv“ (Berghaus 2011: 38), was bedeutet, dass 

„das System sich selbst produziert und reproduziert“ (Luhmann 1995: 26). Weiter 

unterscheidet er drei Systeme, die jeweils auf unterschiedliche Art und Weise ope-

rieren: biologische Systeme sind lebendig, psychische Systeme können wahrneh-

men und denken und die sozialen Systeme kommunizieren. Alle diese Systeme sind 

dadurch gekennzeichnet, dass sie eine Differenz zur sich umgebenden Umwelt dar-

stellen und dabei autopoietisch sind, das heißt sich selbst erschaffen und erhalten. 

Werden diese Kriterien nicht erfüllt, so handelt es sich auch nicht um ein System  

(Berghaus 2011: 38). Möchte man die Begriffe Umwelt und System noch einmal 

aufeinander bezogen betrachten, kann man sagen: „Ein System ist Differenz zur 

Umwelt. Umwelt gibt es nur durch das System. Die Umwelt ist die „Außenseite“ des 

Systems“ (Berghaus 2011: 41). 

 

Entscheidend für diese Arbeit sind vor allem die sozialen Systeme, welche durch 

ihre Operation der Kommunikation gekennzeichnet sind. Luhmann unterscheidet in 

seiner Theorie drei verschiedene Arten von sozialen Systemen: 

 

1. Interaktionssysteme, welche durch die Kommunikation der Anwesenden charak-

terisiert werden, 

2. Organisationssysteme, welche aus Mitgliedern bestehen, die bestimmte Kriterien 

erfüllen und 

3. Gesellschaftssysteme/Funktionssysteme. Diese beinhalten die ersten beiden 

Systeme und bilden die „Gesamtheit aller erwartbaren sozialen Kommunikatio-

nen“ (Luhmann 1987: 535). 

 

Luhmann sieht Menschen nicht als Teil der Kommunikation an. Für ihn sind nur 

„Personen [....] Teilnehmer an der Kommunikation“, genau genommen sind diese 

„externe Referenzen“ der Kommunikation (Luhmann 1997: 106). Kommunikation 

„besteht [für ihn] aus Information, Mitteilung und Verstehen. Jede dieser Komponen-

ten ist in sich selbst ein kontingentes Vorkommnis“ (Luhmann 1997: 190).  
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In der modernen Gesellschaft geht Luhmann von der „funktionalen Differenzierung“ 

aus, was bedeutet, dass die Gesellschaft aus verschiedenen Systemen besteht, 

welche unterschiedliche Aufgaben und Funktionen erfüllen. Diese sind gegenseitig 

nicht ersetzbar und bestehen in einem gleichberechtigten Verhältnis nebeneinander 

(Luhmann 1995: 249). Die Kommunikation erfolgt anhand binärer Codes, welche 

spezifisch für das jeweilige System sind. Grundsätzlich adressieren die Funktions-

systeme ihre Kommunikation an alle Personen. Anhand der Codierung wird auch 

über die Zuständigkeit des Systems entschieden, wobei ausschließlich die Varian-

ten zuständig oder nicht zuständig bestehen (Kuhlmann u.a. 2018: 23). 

 

Auf die Inklusion bezogen vertritt Luhmann die Ansicht, dass in der modernen Ge-

sellschaft die Inklusion aller Personen in alle Funktionssysteme bestimmt ist, da 

diese auf Beteiligung ausgelegt sind. In diesem Zusammenhang wird die Inklusion 

als Teilhabe an der jeweiligen Kommunikation des Systems durch Personen ver-

standen, welche der entsprechenden Kommunikation mächtig sind. Jedoch sagt er 

auch, dass eine vollständige Inklusion in die Gesellschaft genauso wenig möglich 

ist, wie eine vollständige Exklusion. Zu erklären ist dies dadurch, dass eine Inklusion 

in ein System automatisch zu einer Exklusion aus einem anderen System führt. So 

kann beispielsweise nur die Inklusion in ein Religionssubsystem bestehen. Als Ex-

klusion ist hier somit eine „teilweise Nicht-Zugehörigkeit“, die nach diesem Ver-

ständnis weniger als Wertung, sondern vielmehr als Tatsache, ein Normalzustand, 

zu verstehen ist. (Kuhlmann u.a. 2018: 24). Inklusion und Exklusion sind daher zwei 

Zustände die sich gegenseitig bedingen (Kuhlmann u.a. 2018: 24). Für Luhmann 

beschreibt Inklusion damit kein Idealziel, „sondern charakterisiert zunächst wert-

neutral das moderne Passungsverhältnis von Individuum und Gesellschaft“ (Wan-

sing 2009: 66). 

 

„Inklusion ereignet sich immer dann, wenn Personen in der themenspezifischen 

Kommunikation einzelner Gesellschaftssysteme berücksichtigt werden“ (Wansing 

2009: 66). Diese Berücksichtigung ist abhängig von dem Vorhandensein notwendi-

ger „Kommunikationsmedien“, wie Luhmann beispielsweise Geld und Eigentum, 

aber auch Macht und Rechte benennt (Luhmann 1987: 222). Sind eine entspre-

chende Kommunikation bzw. hilfreiche oder erforderliche Kommunikationsmedien, 

welche für viele der Funktionssysteme als Voraussetzung dienen, bei Personen 

nicht gegeben, so bleiben diese hinsichtlich der betreffenden Funktionssysteme 

exkludiert. Dies ist bei Menschen mit Behinderungen, sowohl durch individuelle Be-

einträchtigungen, sowie äußere Barrieren gehäuft der Fall. Durch die Inklusion in ein 
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anderes System, beispielsweise eine Einrichtung der Behindertenhilfe, ergeben sich 

weitere Exklusionsfolgen, welche eine individuelle Gestaltung des eigenen Lebens 

deutlich erschweren (Wansing 2009: 68f.). Somit kann festgehalten werden, dass 

Inklusion, sowie Exklusion nach Luhmann keine Wertung erhalten, die daraus resul-

tierenden Folgen jedoch gewertet werden können. 

 

2.1.2. Das Phasenmodell nach Alfred Sander und Andreas Hinz 

Die Autoren Sander (Sander 2001) und Hinz (Hinz 2004) beschreiben ein fünfstufi-

ges Phasenmodell und beziehen sich dabei auf das Bildungswesen. Im Zusammen-

hang dieser Arbeit werden ihre Ergebnisse jedoch allgemeingültig dargestellt und 

interpretiert. 

 

 
Abbildung 1  Exklusion (eigene Darstellung in Anlehnung an: Aehnelt 2016; Scholz 2009) 

 

1. Die erste Phase stellt die Exklusion dar. Durch eine übergeordnete Instanz wer-

den Kriterien definiert, deren Erfüllung eine Grundvoraussetzung darstellt. Werden 

diese nicht erfüllt, erfolgt ein Ausschluss. Dabei werden der betreffenden Person/ 

Personengruppe die Rechte, sowie die Möglichkeit der Teilhabe entzogen. Es ist 

kein Ausweichsystem vorhanden. Hierdurch entsteht ein „nach bestimmten Kriterien 

geordnetes inneres System“ (Scholz 2009: 3). 
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Abbildung 2 Segregation/Separation (eigene Darstellung in Anlehnung an: Aehnelt 2016; Scholz 

2009) 
 

2. In der darauffolgenden Phase der Segregation oder auch Separation werden alle 

Personen anhand vorgegebener Kriterien in möglichst homogene Gruppen unter-

teilt. Die Gruppen, welche nicht der Normvorstellung entsprechen werden entweder 

segregiert, das heißt in anderen Systemen untergebracht oder zumindest separiert, 

das heißt einem zwar angrenzenden, aber trotzdem getrennten System zugewiesen 

(Sander 2018: 30). Hierbei ist ein Wechsel zwischen den Systemen, aufgrund von 

Veränderungen der Zuweisungskriterien möglich (Scholz 2009: 4).  

 
Abbildung 3 Integration (eigene Darstellung in Anlehnung an: Aehnelt 2016; Scholz 2009) 

 

3. In der Phase der Integration bestehen diese möglichst homogenen Gruppen wei-

terhin. Ein Wechsel aus einer separierten/segregierten Gruppe in eine der Regel-

gruppen des Normalsystems ist möglich, sofern eine zusätzliche Unterstützung ein 

Einfügen in das System verspricht. Somit können lediglich Personen mit schwäche-

ren Aussonderungsgründen diese Hürde meistern. Für einen Teil der Personen 

bleibt der Zugang zu den Regelsystemen somit nach wie vor verwehrt (Scholz 2009: 

5). 
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Abbildung 4  Inklusion (eigene Darstellung in Anlehnung an: Aehnelt 2016; Scholz 2009) 

 

4. Die Gruppeneinteilung wird in der Phase der Inklusion aufgehoben. Ebenso wer-

den die Sondersysteme abgeschafft und es besteht lediglich ein Regelsystem für 

alle Personen fort. Darin werden alle Personen in ihrer Individualität wahrgenommen 

und die Vielfalt wertgeschätzt (Scholz 2009: 5f.). Aufgrund der individualisierenden 

Grundhaltung stellt dies eine Bereicherung für viele, wenn nicht gar alle Personen 

dar (Sander 2018: 31). 

 
Abbildung 5  Vielfalt als Normalität (eigene Darstellung in Anlehnung an: Aehnelt 2016; Scholz 2009) 
 

5. Gilt der Prozess der Inklusion als abgeschlossen, so kann von einem Endzustand 

der Vielfalt als Normalität gesprochen werden (Scholz 2009: 6f.). 

 

Somit stellt Inklusion nach diesem Modell einen Prozess der Abschaffung der Aus-

sonderung anhand verschiedener Kriterien dar, mit dem Ziel der Erreichung von 

Vielfalt als Normalität. Im Vergleich zu Luhmann erleben die Begriffe im Phasenmo-

dell eine Wertung. Inklusion und Exklusion stehen sich nicht Gegenüber, sondern 

stellen verschiedene Phasen eines Prozesses dar. 
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2.1.3. Oder: Was braucht eine gute Inklusionstheorie? 

Hauke Behrendt wählt einen anderen Zugang: Sie stellt keine Theorie zum Begriff 

der Inklusion auf, sondern definiert „Adäquatheitsbedingungen für eine plausible 

Inklusionstheorie“, anhand derer bereits bestehende Theorien kritisch betrachtet, 

sowie Neue aufgebaut werden können (Behrendt 2017: 51). 

 

Zuerst ist ihr hierfür wichtig, ein Grundverständnis für den Begriff der Inklusion zu 

entwickeln, auf dem ihre weiteren Überlegungen aufbauen. Hierbei stellt sie fest, 

dass es sich bei Inklusion um keinen isolierten Begriff handelt, sondern er gemein-

sam mit dem Begriff der Exklusion als „semantisch ko-konstitutiv[es]“ Begriffspaar 

wahrgenommen werden muss. Diese beiden Begriffe stellen „zwei einander entge-

gengesetzte Pole […] im Kontinuum sozialer Teilhabe“ dar und stehen in einem 

„wechselseitigen Verweisungszusammenhang“ (Behrendt 2017: 51). Demnach kann 

Inklusion als Prozess verstanden werden, der eine gesteigerte soziale Teilhabe zum 

Ziel hat. Wurde dieses Ziel erreicht, so kann von Inklusion als Zustand gesprochen 

werden (Behrendt 2017: 51.). 

 

Weiter schlägt sie aufgrund der Komplexität und der breiten Verwendungsweise des 

Begriffs Inklusion eine Unterscheidung in den „allgemeinen formalen Begriff“ und die 

„spezifische[n] materiale[n] Konzeption“ vor, worunter sie die Aufteilung in eine ge-

meinsam geteilte Grundidee und deren unterschiedliche Auslegungsweise versteht 

(Behrendt 2017: 53). Im Zusammenhang von Inklusion heißt das, dass „soziale Ein-

bindung im Sinne von positiver Teilhabe am Sozialen […] die gemeinsame begriffli-

che Schnittmenge aller Inklusionsauffassungen dar[stellt], gleichgültig wie diese 

dann im Einzelnen inhaltlich spezifiziert werden" und somit als formaler Inklusions-

begriff gilt (Behrendt 2017: 54). 

 

Behrendt geht weiter von vier variablen Relationen aus, welche der formale Begriff 

offen lässt, eine Theorie bzw. Konzeption jedoch benennen muss. Sie stellt somit 

die These auf, dass jede Auffassung, die über diese formale Ebene hinausgeht, die 

Fragen nach dem „i. Subjekt, ii.[dem] Objekt, iii.[der] Instanz und iv.[den] Regeln" 

beantworten muss (Behrendt 2017: 54). Unter dem Subjekt versteht sie den Träger 

der Inklusion, welcher inkludiert wird bzw. werden soll. Als Objekt bezeichnet sie 

den Gegenstand der Inklusion, dies bedeutet an was soll die Teilhabe ermöglicht 

werden. Die Instanz regelt die Inklusion und stellt somit die Frage nach dem Wer. 

Zuletzt wird die Frage nach den Regeln gestellt, d.h. an welchen Kriterien wird eine 
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Inklusion gemessen (Behrendt 2017: 55f.). Sie fasst dies in einem komplexen all-

gemeingültigen Prinzip wie folgt zusammen: 

„Notwendig, für jede wohlgeformte wahrheitswertfähige Proposition p gilt, wenn p 

ein Inklusionsprädikat I enthält, ist p identisch mit (oder impliziert) Propositionen 

über die vier Relationselemente S, O, I, R. [...] Sprich: Subjekt S ist in das Objekt O 

durch Instanz I unter Anwendung der Regel R inkludiert" (Behrendt 2017: 54f.). 

 

Doch sieht sie eine Erfüllung dieses Prinzips allein noch nicht als ausreichend an. 

Behrendt fordert die Beachtung dreier Dimensionen (Behrendt 2017: 56ff.), um eine 

befriedigende Komplexität erreichen zu können: 

 

1. „Die sozialwissenschaftliche Dimension“, auch als deskriptiv bezeichnet, fordert 

einen empirischen Tatbestand, welcher operationalisierbar ist und so in verschiede-

nen Zusammenhängen angewendet werden kann. 

2. „Die sozialethische Dimension“, welche auch als normativ betrachtet werden 

kann, stellt den Wert der Thematik und somit seine praktische Relevanz dar.  

3. „Die sozialpolitische Dimension“ beleuchtet den praktischen Prozess und somit 

die Verwirklichung anhand konkreter Handlungen.  

 

2.2. Begriffsverständnis 

Im Folgenden wird nun das Begriffsverständnis der Inklusion, welches dieser Arbeit 

zugrunde gelegt wird, anhand der dargelegten Theorien erarbeitet. 

Während Sander bei der Exklusion und Inklusion von aufeinander folgenden Pha-

sen ausgeht, sieht Luhmann diese in gegenseitiger Abhängigkeit, was eine vollstän-

dige Überwindung der Exklusion mit dem Ziel einer vollständigen Inklusion unmög-

lich macht. Behrend beschreibt die beiden Begriffe als Pole im Kontinuum der sozia-

len Teilhabe. Für die nachfolgenden Ausführungen wird die Auffassung von Luh-

mann und Behrendt geteilt, dass es sich bei Inklusion und Exklusion um zwei mitei-

nander in Beziehung stehende Begriffe handelt, welche in einzelnen Situationen und 

Bereichen klar zugeordnet werden können (Luhmann), im Hinblick auf die Gesamt-

situation eines Menschen jedoch ein Kontinuum darstellen (Behrendt). 

 

Behrendts Auslegung der Schnittmenge der verschiedenen Theorien im Verständnis 

von Inklusion als „soziale Einbindung im Sinne von positiver Teilhabe am Sozialen“ 

(Behrendt 2017: 54) kann geteilt werden. Werden die vier Relationen nach Behrendt 

auf diese Arbeit angewendet lässt sich sagen, dass Kinder und Jugendliche mit Be-
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hinderungen, sowie deren Familien (Subjekt) in die Kinder- und Jugendhilfe (Objekt) 

durch das SGB VIII, welches durch die Gesetzgebungsorgane des Bundes erlassen 

wurde (Instanz), unter der Anwendung  der einzelnen Vorschriften des SGB VIII, der 

UN-BRK, sowie weiterer geltender Gesetze (Regeln) inkludiert werden sollen. 

 

Vereinfacht formulieren Kuhlmann u.a.: „Das Begriffspaar Inklusion und Exklusion 

wird auf eine Vielzahl von sozialen Problemen und biographischen Lebenslagen 

bezogen, z.B. Behinderung, Armut, Krankheit, Erwerbslosigkeit und Migration 

und/oder Flucht. Unabhängig vom jeweiligen Themenbereich geht es immer um den 

Zugang von Einzelnen und Gruppen zu und die Teilhabe an allen Bereichen der 

Gesellschaft und darum, dass möglichst alle Menschen in einer Gesellschaft das 

eigene Leben aktiv gestalten und ein 'gutes Leben' führen können" (Kuhlmann u.a. 

2018: 12). Demnach geht es bei Inklusion ebenso um den Aspekt der aktiven und 

selbstbestimmten Entscheidung bezüglich einer Teilhabe. Diese Arbeit befasst sich 

ausschließlich mit dem Begriff Inklusion in Zusammenhang mit der Lebenslage von 

Menschen mit Behinderungen. 

 

2.3. Politische Situation 

Da sich diese Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland widmet, gilt es 

ebenso die gegenwärtige Position der deutschen Politik zum Thema Inklusion von 

Menschen mit Behinderung, speziell im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zu be-

trachten. 

 

Eine maßgebende Stellungname der deutschen Politik zur Inklusion von Menschen 

mit Behinderung stellt die Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Natio-

nen über die Rechte von Menschen mit Behinderung (zusammen mit einem Fakulta-

tivprotokoll), auch als UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) bekannt, dar. 

Diese trat in Deutschland am 26.03.2009 in Kraft. In Artikel 33 dieser Konvention 

wird festgehalten, dass sich die Vertragsstaaten dazu verpflichten, die Inhalte der 

UN-BRK eigenfinanziert und unter eigener Überwachung in Recht und Verwaltung 

umzusetzen. 

 

Im darauffolgenden Koalitionsvertrag der 17. Legislaturperiode schrieben die Regie-

rungsparteien hierzu: „Politische Entscheidungen, die Menschen mit Behinderungen 

direkt oder indirekt betreffen, müssen sich an den Inhalten der UN-Konvention über 

die Rechte der Menschen mit Behinderungen messen lassen. Deshalb werden wir 
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einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen entwickeln" (Regierungsparteien 2009: 83). 

 

Dieser Aktionsplan wurde im Laufe des Jahres 2010 in mehreren Schritten, unter 

der Beteiligung von Interessenvertreter*innen der Betroffenengruppe erarbeitet und 

am 15.06.2011 offiziell verabschiedet. In der nächsten Legislaturperiode war ein 

Vorhaben, diesen unter der Beteiligung von Betroffenen weiterzuentwickeln (Regie-

rungsparteien 2013: 110). Inzwischen ist ein aktualisierter Aktionsplan 2.0 erarbeitet 

und verabschiedet worden. 

 

„Leitidee der Politik der neuen Bundesregierung für Menschen mit Behinderungen 

ist die inklusive Gesellschaft. Menschen mit und ohne Behinderungen sollen zu-

sammen spielen, lernen, leben, arbeiten und wohnen. In allen Bereichen des Le-

bens sollen Menschen mit Behinderungen selbstverständlich dazugehören – und 

zwar von Anfang an. Menschen mit Behinderungen sind Experten in eigener Sache, 

ihre Beteiligung an den Entscheidungsprozessen wollen wir besonders berücksich-

tigen – nach dem Motto „Nichts über uns ohne uns““ (Regierungsparteien 2013: 

110). So fassten die Koalitionsparteien in ihrem Vertrag zur 18. Legislaturperiode 

ihren Regierungsauftrag zu diesem Thema zusammen. 

 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Thema Inklusion von Menschen 

mit Behinderungen in der deutschen Politik aktuell und präsent ist. Dies zeigt auch 

besonders deutlich der aktuelle Koalitionsvertrag, in dem Menschen mit Behinde-

rungen einen Anspruch auf uneingeschränkte Teilhabe in allen Bereichen des ge-

sellschaftlichen Lebens zugesprochen wird (Regierungsparteien 2018: 94). Betrach-

tet man die Inklusion im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, ergaben sich speziell 

in den letzten Jahren nennenswerte Veränderungen, welche im Folgenden in zeitli-

cher Abfolge dargestellt werden. 

 

Im Koalitionsvertrag der 17. Legislaturperiode lassen sich zunächst folgende Ver-

einbarungen finden: „Wir werden das Kinder- und Jugendhilfesystem und seine 

Rechtsgrundlagen im SGB VIII auf Zielgenauigkeit und Effektivität hin überprüfen. 

Wir wollen frühe, schnelle und unbürokratische Hilfezugänge durch hoch qualifizier-

te Leistungsangebote und den Abbau von Schnittstellenproblemen zwischen der 

Jugendhilfe und anderen Hilfesystemen erreichen. Dies gilt insbesondere bei Frü-

hen Hilfen und bei Hilfen für junge Menschen mit Behinderungen" (Regierungspar-

teien 2009: 71). 
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Die damaligen Regierungsparteien verwiesen hier auf die Schwierigkeiten der Ko-

operationen mit Hilfesystemen, welche angrenzend an die Kinder- und Jugendhilfe 

bestanden und auch heute noch bestehen. Hier wurden explizit die „Hilfen für Junge 

Menschen mit Behinderungen“ angeführt (Regierungsparteien 2009: 71). 

 

Etwa einen Monat nach dem Koalitionsvertrag, im November 2009 wurde der 13. 

Kinder- und Jugendbericht veröffentlicht. In seiner damaligen Stellungnahme 

schreibt der Bundestag: „Die Einnahme einer inklusiven Perspektive verlangt ein 

Leistungsangebot für behinderte Kinder und Jugendliche, das sich primär an der 

Lebenslage „Kindheit und Jugend“ orientiert und erst sekundär nach der Behinde-

rung oder anderen Benachteiligungen und Belastungen in dieser Lebenslage diffe-

renziert" (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2009: 12). 

 

Hierbei wird die Aussage aus dem vorausgegangenen Koalitionsvertrag konkreti-

siert. Nicht nur die Schwierigkeiten zwischen den Hilfesystemen müssen abgebaut 

werden. Es kann herausgelesen werden, dass die Verortung von Kindern und Ju-

gendlichen mit Behinderung im Kinder- und Jugendhilferecht eine Notwendigkeit auf 

dem Weg zur Inklusion darstellt. Begründet wird dies mit der Vorrangigkeit der Zu-

gehörigkeit zur Gruppe der Kinder und Jugendlichen, sowie der Nachrangigkeit der 

Behinderungen. 

 

Bis in die nächste Legislaturperiode wurden jedoch keine nennenswerten Prozesse 

angestoßen oder Veränderungen erzielt.  Struck schreibt diesbezüglich: „Mit dem 

Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention (2008) und der Stellungnahme 

der Bundesregierung zum 13.Kinder- und Jugendbericht (2009) wurde die Frage der 

Überleitung der sozialrechtlichen Zuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für alle 

jungen Menschen wieder auf die politische Agenda gesetzt" (Struck 2018: 170). 

Der hier angesprochene 13.Kinder- und Jugendbericht thematisiert ebenfalls Inklu-

sion und enthält eine Stellungnahme der Bundesregierung, welche „den inklusiven 

Ansatz der Berichtskommission nachdrücklich [unterstützt], insbesondere auch un-

ter Bezugnahme auf die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-

derung und § 24 der UN-Kinderrechtskonvention. Zu Recht fordert die Kommission, 

dass alle Maßnahmen an einer Inklusionsperspektive auszurichten sind, die keine 

Aussonderung akzeptiert" (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend 2009: 12). 
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Im darauffolgenden Koalitionsvertrag (2013) heißt es dann bereits etwas konkreter: 

„Die Kinder- und Jugendhilfe soll auf einer fundierten empirischen Grundlage in ei-

nem sorgfältig strukturierten Prozess zu einem inklusiven, effizienten und dauerhaft 

tragfähigen und belastbaren Hilfesystem weiterentwickelt werden. Dazu gehören 

geeignete Finanzierungsmodelle für systemische Unterstützungsformen (z. B. an 

den Schnittstellen von SGB VIII, SGB XII, und Schulträger)“ (Regierungsparteien 

2013: 99). 

 

Hier ist nun schon die Rede von einem inklusiven Hilfesystem, sowie der Thematik 

der gesetzesübergreifenden Hilfen (SGB VIII und SGB XII) wie sie bei Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderung infrage kommen. Diese wird hier jedoch ausschließ-

lich aus dem Blick der Finanzierungsmöglichkeiten benannt. 

 

Die aktuelle Koalition äußerte sich zum Thema nur noch sehr allgemein: „Wir wollen 

das Kinder- und Jugendhilferecht auf Basis des in der letzten Legislaturperiode be-

schlossenen Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes weiterentwickeln“. Darüber hin-

aus wird eine Zusammenarbeit mit allen wichtigen Akteuren versichert, welche einer 

solchen Gesetzesinitiative vorausgehen soll (Regierungsparteien 2018: 21–22). Die 

hier genannten Entwicklungen zum Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) 

werden im Kapitel 4 dieser Arbeit näher beleuchtet. 

 

2.4. Rechtliche Grundlagen 

Eine weitere Grundlage dieses Diskurses stellt das geltende Recht zum Thema der 

Inklusion in Deutschland dar, welches in diesem Abschnitt beleuchtet wird. 

 

Inklusion ist auch im rechtlichen Sinne als Begriff nicht klar definiert (Hellrung 2017: 

81). Die UN-BRK, welche in ihrer englischsprachigen Originalfassung den Begriff 

‚inclusion‘ (beispielsweise in Artikel 3 UN-BRK) verwendet, hat in der deutschspra-

chigen amtlichen Übersetzung den Begriff ‚inclusion‘ mit ‚Einbeziehung‘ übersetzt. 

Dieses Phänomen scheint es dabei nicht nur in der deutschen Übersetzung zu ge-

ben. „Die unterschiedlichen Übersetzungen allein in den verbindlichen Fassungen 

und das Fehlen einer Definition [des Begriffs ‚inclusion‘] innerhalb des Vertragstex-

tes erlauben es aber nicht, die Begriffsbedeutung dem Konventionstext aus sich 

heraus zu entnehmen" (Hellrung 2017: 82). Dass eine solche juristisch evidente 

Begriffsdeutung jedoch in Bezug auf die Verbindlichkeit und Umsetzung unumgäng-

lich ist, liegt hierbei klar auf der Hand (Wansing 2012: 93, Hellrung 2017: 83). 
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2.4.1. Das nationale Recht 

Durch die Brille des bereits im vorherigen Kapitel erarbeiteten Begriffsverständnis-

ses werfen wir zuerst einen Blick zurück zu den Anfängen der Bundesrepublik 

Deutschland (BRD). Hier findet nach dem zweiten Weltkrieg das Thema seinen Ur-

sprung in der „berufliche[n] Wiedereingliederung der ehemaligen Kriegssoldaten“ 

(Hellrung 2017: 27). So fanden Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zu die-

sem Zeitpunkt noch keine besondere Beachtung des Staates. Dies änderte sich in 

den 1960er Jahren. Maßgeblich hierfür waren die Nebenwirkungen des Medika-

ments Contergan für Schwangere, welche in dieser Zeit zu einem massiven Anstieg 

von Neugeborenen mit körperlichen Missbildungen führte (Hellrung 2017: 27). 

 

Am 01.06.1962 trat das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) in Kraft, welches neben 

der „Hilfe zum Lebensunterhalt“ im ersten Abschnitt (§§ 11-26), in Abschnitt 2 auch 

die „Hilfe in besonderen Lebenslagen“ (§§ 27-75) regelte. Im Unterabschnitt 7 

BSGH „Eingliederungshilfen für Behinderte“ wurden in § 39 Abs.1 die Berechtigten 

dieser Hilfe anhand verschiedener Behinderungen einzeln aufgelistet. Erst das dritte 

Änderungsgesetz zum BSHG 1974 schaffte diese starre Regelung ab, ersetze sie 

durch eine „allgemeinere Umschreibung“ des Behinderungsbegriffs und führte 

dadurch erstmals zu mehr Flexibilität (Hellrung 2017: 17ff.). 

Im Februar 1993 wurde die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 

Jugendliche in Form des § 35a in das SGB VIII aufgenommen. Diese Verschiebung 

der Zuständigkeit soll Abgrenzungsprobleme vermeiden, welche bei der Zuordnung 

zu den Kategorien seelisch behindert (bislang BSHG) oder Entwicklungsstörung 

(SGB VIII) entstehen (Hellrung 2017: 33). 

 

Ein Jahr später, 1994, wurde im Grundgesetz Artikel 3 Absatz 3 um ein Benachteili-

gungsverbot in Satz 2 ergänzt, das da heißt „Niemand darf wegen seiner Behinde-

rung benachteiligt werden“. Dieses „sollte das gesellschaftliche Bewusstsein für die 

Belange Behinderter [Menschen] schärfen und zu deren Integration beitragen“ (Hell-

rung 2017: 33f.). 

 

Den nächsten bedeutenden Schritt im Bereich der Inklusion von Menschen mit Be-

hinderungen stellt die Erweiterung des Sozialgesetzbuches vom 01.07.2001 um das 

Neunte Buch SGB IX „Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen“ dar, wel-

ches die Rehabilitationsleistungen überschaubarer und klarer strukturieren sollte 

(Hellrung 2017: 29). Dieses „hat in vielen Bereichen Neues gebracht, wenn auch 

Vieles auf Altem aufbaut und manche bestehende[n] Linien nur verlängert oder 
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schärfer gezeichnet worden sind“ (Igl 2004: 365). Insgesamt hat die „Einführung des 

SGB IX […] die Anerkennung von Menschen mit Behinderungen als Subjekte 

selbstbestimmter Teilhabe statt Objekte der Fürsorge unterstrichen“ und somit einen 

wesentlichen Beitrag in Richtung Inklusion geleistet (Hellrung 2017: 39). Zur besse-

ren Unterstützung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen sind die Sozi-

alhilfeträger, sowie die öffentlichen Kinder- und Jugendhilfeträger in § 6 

Abs. 1 SGB IX als Rehabilitationsträger aufgenommen worden (Hellrung 2017: 35). 

 

Einen grundlegenden Beitrag zu einer inklusiven Gesellschaft soll das Behinderten-

gleichstellungsgesetz (BGG) aus dem Jahre 2002 leisten. Dieses zieht Träger öf-

fentlicher Gewalt in die Verantwortung im Rahmen ihrer Möglichkeiten für eine Ver-

hinderung von Benachteiligung, Gewährleistung gleichberechtigter Teilhabe und der 

„Ermöglichung eines selbstbestimmten Lebens“ für Menschen mit Behinderung 

Rechnung zu tragen (Wagner und Kaiser 2004: 101). 

 

2.4.2. Das internationale Recht 

Neben den nationalen Gesetzen in Deutschland, nehmen auch einige internationale 

Regelungen und Übereinkünfte Einfluss auf die Inklusion in Deutschland. 

Die Europäische Union (EU) hat in ihrer Charta der Grundrechte aus dem Jahre 

2000 in Artikel 26 die „Integration von Menschen mit Behinderung“ aufgenommen 

und spricht ihnen einen Anspruch „auf Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer Eigen-

ständigkeit, ihrer sozialen und beruflichen Eingliederung und ihrer Teilnahme am 

Leben der Gemeinschaft“ zu. Des Weiteren nennt sie in Artikel 2 des EU-Vertrags 

die „Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 

Minderheiten angehören“, sowie „Nichtdiskriminierung“ als Grundwerte der EU (Hell-

rung 2017: 40f.). 

 

Darüber hinaus haben die Vereinten Nationen gleich mehrere Konventionen verab-

schiedet, welche von Deutschland ratifiziert wurden und zum Thema Inklusion ge-

nannt werden können. Bereits in der Erklärung der Rechte des Kindes von 1959 

wurde in Artikel 5 festgehalten, dass „Das Kind, das körperlich, geistig oder sozial 

behindert ist, […] die besondere Behandlung, Erziehung und Fürsorge, die seine 

besondere Lage erfordert [erhält]“. In welcher Form dies geschieht wurde zu diesem 

Zeitpunkt jedoch noch nicht näher definiert, da diese Regelungen erst in nationales 

Recht umgesetzt werden mussten. Deutlicher wird hier bereits die UN-

Kinderrechtskonvention (Übereinkommen über die Rechte des Kindes – UN-KRK), 
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die in Artikel 23 Absatz 1 die Vertragsstaaten dazu verpflichtet ein Recht der be-

troffenen Kinder auf Erleichterung der „aktiven Teilnahme am Leben in der Gesell-

schaft“ anzuerkennen. Weiter heißt es in Artikel 2, dass die zugänglichen Unterstüt-

zungsmaßnahmen zu einer „möglichst vollständige[n] soziale[n] Integration und in-

dividuelle[n] Entfaltung des Kindes einschließlich seiner kulturellen und geistigen 

Entwicklung“ beitragen sollen. Dabei sind diese als Anspruchsrechte formuliert 

(Hellrung 2017: 44). 

 

Deutlich detaillierter geht die UN-BRK an das Thema heran. Degener schreibt die-

ser Konvention einen "Paradigmenwechsel vom medizinischen zum menschen-

rechtlichen Modell von Behinderung auf internationaler Ebene" zu (Degener 2009: 

200). Unter dem menschenrechtlichen Modell versteht sie hierbei, die Ursache der 

Behinderung vielmehr in den äußeren Faktoren der Entrechtung, als in den indivi-

duellen Beeinträchtigungen der Betroffenen zu sehen (Degener 2009: 200). 

 

Wie bereits zu Beginn dieser Thematik erwähnt, beinhaltet die deutsche Überset-

zung der UN-BRK das Wort Inklusion nicht. Weiter kreiert sie „keine Sonderrechte 

oder spezifisches Behindertenrecht, sondern [es geht] um die Verstärkung bereits 

existenter allgemeiner Menschenrechte im Hinblick auf die Bedürfnisse von Men-

schen mit Behinderungen“ (Hellrung 2017: 47). Oder anders ausgedrückt: "Durch 

diesen völkerrechtlichen Vertrag werden keine neuen Rechte begründet, sondern 

bereits bestehende Menschenrechte [...] bezogen auf die Lebenssituationen und -

erfahrungen von Menschen mit Behinderungen konkretisiert" (Boetticher 2018: 29). 

Dies beschreibt auch Artikel 1 der UN-BRK, der den Zweck der Konvention definiert. 

Der folgende Artikel widmet sich den Begriffsbestimmungen, Artikel 3 den allgemei-

nen Grundsätzen der Konvention. Bereits in diesen allgemeinen Grundsätzen wird 

speziell ein Blick auf Kinder mit Behinderung geworfen: „die Achtung vor den sich 

entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die Achtung ihres 

Rechts auf Wahrung ihrer Identität“ werden in Artikel 3 unter lit. h UN-BRK aufge-

führt (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Referat Information, Monitoring, 

Bürgerservice, Bibliothek 2011: 14). Insgesamt stellt die UN-BRK eine bindende 

Motivation zur stetigen Weiterentwicklung der Behindertenrechte und somit auch der 

Lebensrealität von Betroffenen dar und bietet eine Auslegungshilfe in Bezug auf 

„Inhalt und Reichweite von Grundrechten“ und weiteren Rechten (Boetticher 2018: 

30). 
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3. Kinder- und Jugendhilfe vs. Eingliederungshilfe 

3.1. Kinder- und Jugendhilfe 

3.1.1. Gesetzliche Verankerung 

Das Kinder- und Jugendhilferecht ist vorrangig im SGB VIII in Form eines Bundes-

gesetzes geregelt und wird dem Bereich des öffentlichen Rechts zugeordnet. Dabei 

stellt es ein sogenanntes „Sozialleistungsgesetz mit Annexregelungen aus ver-

schiedenen Rechtsgebieten“ dar, was bedeutet, dass die Regelungen in Zusam-

menhang zu weiteren Gesetzbüchern, auch anderen Rechtsgebieten, stehen (Bern-

zen und Bruder 2018: 132). Als Grundlage für das Verständnis und die Auslegung 

vieler im SGB VIII geregelter Sachverhalte und Leistungen kann das Familienrecht 

angesehen werden, welches im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in den §§1279 bis 

1921 verankert ist (Münder und Trenczek 2015: 39). 

 

Seine Gesetzgebungskompetenz zieht der Bund hier aus dem Grundgesetz. Insge-

samt befindet sich das Kinder- und Jugendhilferecht im Bereich der konkurrierenden 

Gesetzgebung. Dies bedeutet, dass nach Art. 72 Abs. 1 GG grundsätzlich die Län-

der die Gesetzgebungskompetenz innehaben, solange der Bund nicht von seinem 

Recht Gebrauch gemacht hat Gesetze zu erlassen. In Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG wird 

dem Bund jedoch für die öffentliche Fürsorge, worunter auch das Kinder- und Ju-

gendhilferecht zu fassen ist, die Gesetzgebungskompetenz zugesprochen. Art. 72 

Abs. 2 GG schränkt dieses Recht zur Gesetzgebung jedoch in Bezug auf Art. 74 

Abs. 1 Nr. 7 ein. In diesem Bereich darf der Bund nur tätig werden, wenn es zur 

„Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder [für] die Wah-

rung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse“ eine bun-

desgesetzliche Regelung erfordert (Münder und Trenczek 2015: 39f.). Um zu ver-

hindern, dass die betroffenen Kinder und Jugendlichen im Bundesgebiet unter-

schiedlich behandelt werden, war deshalb eine bundesgesetzliche Regelung erfor-

derlich. 

 

Beim SGB VIII handelt es sich um ein Leistungsgesetz, welches subjektive Rechts-

ansprüche formuliert. Freiwillige Leistungen sind im SGB VIII nicht zu finden (Bern-

zen und Bruder 2018: 137). Die Zuständigkeit der öffentlichen Kinder- und Jugend-

hilfe liegt beim öffentlichen Träger, welcher die Gesamtverantwortung trägt (geregelt 

in § 69f. SGB VIII). Dieser unterteilt sich in verschiedene örtliche Träger, welche vor 

allem durch Kreise und kreisfreie Städte abgedeckt werden. Der örtliche Träger ist 
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dazu verpflichtet, ein Jugendamt zu installieren, welches die Erfüllung dieser 

Rechtsansprüche, sowie weitere Angelegenheiten zur Aufgabe hat (Bernzen und 

Bruder 2018: 152). Das Jugendamt stellt somit den örtlichen öffentlichen Träger dar. 

Neben den öffentlichen Trägern sind in der Kinder- und Jugendhilfe viele freie Trä-

ger vertreten. Diese sind in ihrer Arbeit durch den „Ausdruck von persönlicher und 

organisatorischer Freiheit und der Pluralität der Gesellschaft“ geprägt, wodurch sie 

das Angebot der Kinder- und Jugendhilfe bedeutend erweitern (Bernzen und Bruder 

2018: 156). Gerade in Bezug auf das in § 5 SGB VIII geregelte „Wunsch- und Wahl-

recht“ kommt diese Pluralität zum Tragen. So sollen Leistungsberechtigte den Trä-

ger ihrer Hilfe bestimmen können, sofern diese Wahl keine „unverhältnismäßigen 

Mehrkosten“ verursacht. 

 

Ein wichtiges, rechtlich gesichertes Prinzip der Kinder- und Jugendhilfe ist die Betei-

ligung der Kinder und Jugendlichen, sowie deren Familien, Eltern und Sorgeberech-

tigten. Dieses findet sich beispielsweise im bereits genannten § 5 SGB VIII 

„Wunsch- und Wahlrecht“ wieder, wird aber unter anderem auch im § 8 SGB VIII 

„Beteiligung von Kindern und Jugendlichen“, sowie im § 36 SGB VIII „Mitwirkung, 

Hilfeplan“ konkret benannt (Rätz 2018: 80). 

 

Das SGB VIII beinhaltet die „Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 

Jugendliche“ nach dem § 35a. Dieser verweist in seinem Absatz 3 wiederum auf die 

§§ 53, 54, 56 und 57 des Zwölften Sozialgesetzbuches (SGB XII), in denen die 

„Eingliederungshilfe für behinderte Menschen“ geregelt ist. Hieraus ergibt sich, dass 

ausschließlich die Zuständigkeit für Kinder und Jugendliche mit einer (drohenden) 

seelischen Behinderung der Kinder- und Jugendhilfe zugeordnet ist. Kinder und 

Jugendliche mit (drohenden) körperlichen und/oder geistigen Behinderungen wer-

den im SGB VIII jedoch nicht bedacht und müssen nach den Regelungen des SGB 

XII versorgt werden. 

 

Ein nennenswerter Paragraph hinsichtlich der Zuständigkeit in Bezug auf andere 

Leistungsträger, stellt der § 10 SGB VIII dar. In ihm wird die Nachrangigkeit der Kin-

der- und Jugendhilfe gegenüber anderen Sozialleistungsträgern, sowie der Vorrang 

vor der Sozialhilfe nach den Sozialgesetzbüchern Zwei und Zwölf geregelt (Münder 

und Trenczek 2015: 63). 
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3.1.2. Finanzierung 

Die Finanzierung der Kinder- und Jugendhilfe wird durch die Vollzugskausalität des 

Grundgesetzes (Art.104a) bestimmt. Demnach hat nicht die gesetzgebende Ebene 

(im Falle des SGB VIII der Bund), sondern die ausführende Ebene (hier „die Länder 

und kommunalen Gebietskörperschaften“) die Kosten der zu erbringenden Leistun-

gen zu tragen. Durch die Bestimmung der Länder, „dass die Aufgaben der Kinder- 

und Jugendhilfe im Rahmen kommunaler Selbstverwaltung zu erfüllen sind, trifft die 

Kostenlast primär die Kommunalen Gebietskörperschaften“, sprich die Kommunen 

(Wiesner 2018a: 166). 

 

3.1.3. Zuständigkeit und Aufgaben 

Um die Frage nach der Zuständigkeit und den Aufgaben der Kinder- und Jugendhil-

fe zu beantworten, ist erneut ein Blick in das Erste Kapitel des SGB VIII ratsam. 

Bereits in § 1 Abs. 3 SGB VIII werden diese beschrieben. Dort heißt es, dass die 

Jugendhilfe dazu insbesondere junge Menschen in ihrer individuellen und sozialen 

Entwicklung fördern, Benachteiligungen vermeiden oder abbauen, Eltern und ande-

re Erziehungsberechtigte bei der Erziehung beraten und unterstützen, Kinder und 

Jugendliche vor Gefahren für ihr Wohl schützen, positive Lebensbedingungen für 

junge Menschen und ihre Familien, sowie eine kinder- und familienfreundliche Um-

welt erhalten oder schaffen soll. Dabei wird in § 7 SGB VIII definiert, wer zu den hier 

genannten Personen gezählt werden darf. § 6 SGB VIII bestimmt überdies hinaus 

den Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

 

Geht man nochmals zurück und betrachtet § 2 SGB VIII, so wird im ersten Absatz 

geregelt, dass die Jugendhilfe für Leistungen und andere Aufgaben zugunsten jun-

ger Menschen und Familien zuständig ist. Dabei werden diese Leistungen im zwei-

ten Absatz, zusammen mit der Nennung der jeweiligen Paragraphen im SGB VIII 

aufgelistet. 

 

3.1.4. Selbstverständnis 

Als eine Grundhaltung der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII lässt sich 

der systemische Blickwinkel auf Kinder, Jugendliche und ihre Familien festhalten 

(Münder und Trenczek 2015: 166). Aufbauend unter anderem auf der Systemtheorie 

nach Luhmann, nimmt die systemische Sichtweise nicht nur den Einzelnen bzw. die 

Einzelne in den Blick, sondern nimmt das Umfeld dieser Personen als Gesamtsys-

tem war. Dabei stellt die Familie ein soziales System dar, aber auch die Schule, 
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Freunde und weitere Anlaufstellen des Klienten / der Klientin werden mit berücksich-

tigt. Im Zusammenhang der Kinder- und Jugendhilfe bedeutet dies, dass der Blick 

weit über das Symptom oder Problem, welches den Ausgangspunkt der Beratung 

oder Hilfe darstellt, hinausgeht. Dabei kann angenommen werden, dass sich die 

Ursache des Symptoms innerhalb des Systems befindet und hierbei einen Sinn er-

füllt. Ohne einen systemischen Blick auf die Gesamtumstände ist somit eine bloße 

‚Behandlung der Symptome‘ nutzlos. So lässt sich sagen, dass beispielsweise die 

Auffälligkeiten der Kinder und Jugendlichen oft tieferliegende Problemlagen im fami-

liären System wiederspiegeln (Erler 2011: 15ff.). 

 

Für das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe bedeutet dies ein „Denken und 

Handeln in ganzheitlichen Bezügen“ (Erler 2011: 26). Dies gilt vor allem in Bezug 

auf angestrebte Veränderungen. Diese können lediglich durch „Veränderungen der 

das System konstituierenden Kommunikationsmuster, regeln und Semantiken erfol-

gen“ (Erler 2011: 34). Um eine solche Arbeitsweise erreichen zu können, ist eine 

geschulte Beobachtung von Nöten, welche auftretende Symptome mit meist vo-

rausgegangenen Veränderungen in Verbindung bringen kann und diesen jeweils die 

entsprechende Bedeutung zukommen lässt. Hierbei kann die Beobachtung als ent-

scheidende Voraussetzung für das Verstehen von Systemen verstanden werden 

(Erler 2011: 27f.). 

Neben der systemischen Grundhaltung ist die Ressourcenorientierung ein stark 

vertretener Ansatz der Sozialen Arbeit. Dieser steht nicht in Konkurrenz zur syste-

mischen Haltung, sondern kann als weiterführender oder ergänzender Ansatz be-

trachtet werden (Winkelmann 2014: 13ff.). 

 

Beim Blick auf die Ressourcen von Menschen kann zwischen internen und externen 

Ressourcen unterschieden werden. Bei internen Ressourcen handelt es sich um die 

Fähigkeiten und Eigenschaften, somit um die Persönlichkeit eines Menschen. Ex-

terne Ressourcen können noch einmal unterteilt werden in soziale Ressourcen, 

welche das Netzwerk aus Familie, Freunden und Bekannten darstellt und den mate-

riellen Ressourcen, welche als Geld und alle damit zu erwerbenden Güter bezeich-

net werden können. Wird diese Erkenntnis in Zusammenhang mit der systemischen 

Haltung gebracht, kann für die Klientel der Kinder- und Jugendhilfe der „Zugang zu 

alternativen Denk- und Verhaltensmustern“ als Möglichkeit der Problembewältigung 

angesehen werden (Winkelmann 2014: 20f.). Speziell die Erweiterung der sozialen 

Netzwerke stellt einen großen Teil der Hilfen dar, welche auf ein stabiles Gesamt-

system hinarbeiten (Winkelmann 2014: 21). 



 
Kinder- und Jugendhilfe vs. Eingliederungshilfe 

 25 
 

Beide Ansätze fließen mit ein in die im § 36 SGB VIII verankerte Hilfeplanung, wel-

che sich als „dialogisches Verhandlungsverfahren zur Verwirklichung individueller 

Rechtsansprüche“ versteht (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 245). Die Hilfe-

planung ist ein fachlich wichtiges Instrument der Kinder- und Jugendhilfe und soll 

die Partizipation der Beteiligten ermöglichen, deren Wunsch- und Wahlrecht aufgrei-

fen und die spezifischen Hilfen transparent gestalten. Dabei kann die Hilfeplanung 

als Kooperation zwischen Professionellen und Klient*innen gesehen werden, welche 

„zu einer gemeinsamen Zielfindung, Bedarfsfeststellung und Einigung über ein Hil-

fearrangement“ welches für alle Seiten annehmbar sein muss, genutzt wird (Gerner, 

Oehme und Rohrmann 2018: 245). 

 

Schönecker beschreibt das Hilfeverständnis der Kinder- und Jugendhilfe als Aktivie-

rung von Personen zur Inanspruchnahme von meist freiwilligen Hilfeleistungen, wel-

ches durch einen Aushandlungsprozess geschieht (Schönecker 2017: 474). Dieses 

wird für die folgenden Ausführungen und in Abgrenzung zu der Eingliederungshilfe 

sehr von Bedeutung sein. 

 

3.2. Eingliederungshilfe 

3.2.1. Gesetzliche Verankerung 

Die Eingliederungshilfe fällt unter die Kategorie des Sozialhilferechts, welches in 

Deutschland im Grundgesetz, sowie den Sozialgesetzbüchern verankert ist. Die 

Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen wird im Neunten So-

zialgesetzbuch beleuchtet. Die Eingliederungshilfe für Menschen mit (drohenden) 

Behinderungen befinden sich zum aktuellen Zeitpunkt im sechsten Kapitel des 

Zwölften Sozialgesetzbuchs (§§ 53 - 60). Durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG), 

welches in mehreren Reformstufen in Kraft tritt, werden hierbei sowohl einzelne Re-

gelungen inhaltlich geändert, wie auch ganze Abschnitte neu gefasst. Hier besteht 

derzeit ein Veränderungsprozess, welcher zum besseren Verständnis in diesem 

Abschnitt endsprechend seiner Relevanz für diese Arbeit knapp dargestellt wird. 

 

Vor der Reform durch das BTHG bestimmte das SGB IX Rehabilitation und Teilhabe 

von Menschen mit Behinderungen in seinem ersten Teil die allgemeinen Regelun-

gen, sowie im zweiten Teil die besonderen Regelungen zur Teilhabe schwerbehin-

derter Menschen (Schwerbehindertenrecht). Durch die Überführung der Eingliede-

rungshilfe vom SGB XII in das SGB IX wurde das Schwerbehindertenrecht zu Teil 3 



 
Kinder- und Jugendhilfe vs. Eingliederungshilfe 

 26 
 

SGB IX, um im Teil 2 Platz für die besonderen Leistungen zur selbstbestimmten 

Lebensführung für Menschen mit Behinderungen, das sogenannte Eingliederungs-

hilferecht zu schaffen. Bislang ist hiervon jedoch lediglich das Vertragsrecht der §§ 

123 – 134 SGB IX geltendes Recht, welches den Beteiligten den Übergang erleich-

tern soll. Zum 01.01.2020 treten die übrigen Paragraphen des Teil 2 SGB IX in 

Kraft, wodurch die Eingliederungshilfe aus dem SGB XII (6.Kapitel) verschwindet 

(Boetticher 2018: 184ff., 255ff.). 

 

Diese Veränderung stellt eines der Kernpunkte dieser Reform dar. Dabei geht es 

dem Gesetzgeber um eine „qualitative strukturelle Weiterentwicklung des Rechts 

der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen“ (Bundestag 2016: 196). 

Unter der Überschrift "Eingliederungshilfe reformieren – Modernes Teilhaberecht 

entwickeln" setzte sich die große Koalition 2013 das Ziel, die Eingliederungshilfe 

aus dem "Fürsorgesystem" herauszunehmen und hin zu einem "modernen Teilha-

berecht weiterzuentwickeln" (Regierungsparteien 2013: 111). Durch eine Verschie-

bung der Eingliederungshilfe aus dem SGB XII (Sozialhilfe) in das SGB IX, soll die-

se Herauslösung der Eingliederungshilfe aus dem Fürsorgesystem erfolgen. Der 

Gesetzgeber gesteht jedoch ein, dass die Eingliederungshilfe hierdurch „zwar formal 

aus dem Recht der Sozialhilfe ausgegliedert“ wird, jedoch „deren Wesensmerkmale 

auch in dem neuen Recht erfüllt“ werden (Bundestag 2016: 197). Verbesserungen 

hinsichtlich dieses Ziels finden sich jedoch in den Bereichen der Beitragsverfahren, 

sowie der Vermögensheranziehung auch im Hinblick auf das Vermögen der Partner 

(Boetticher 2018: 255). 

 

Bei der Neuregelung des SGB IX wurden aufgrund der Reformbestrebungen hin zu 

einem inklusiven Kinder- und Jugendhilfegesetz "kaum spezifische Ausformungen 

für Leistungen, die Kinder, Jugendliche und junge Volljährige betreffen" formuliert. 

Sollte eine derartige Reform der Kinder- und Jugendhilfe nicht zustande kommen, 

bedeutet dies, dass die Eingliederungshilfe ein "erwachsenenorientierte[s] Teilha-

berecht, das kindliche und familiäre Bedarfe überwiegend unberücksichtigt lässt" 

bleibt (Schindler 2016: 267). 

 

3.2.2. Finanzierung 

Finanziert werden die Sozialleistungen nach dem SGB XII und somit auch die Ein-

gliederungshilfe durch die Kommunen, welche die Aufgaben ausführen. Ursprüng-

lich stellte die Sozialhilfe eine Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung dar, wel-
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che durch die strengen Vorgaben durch das Bundesgesetz kaum mehr so benannt 

werden kann (Luthe in: Hauck 2018, Einführung Rdnr. 191f.). 

 

Im sogenannten „Bund-Länder-Diskurs“ kamen vor allem die „stetig wachsenden 

Fallzahlen und -kosten in der Eingliederungshilfe“ zur Sprache. Hierbei forderten die 

Länder eine stärkere Beteiligung des Bundes, wenn nicht gar eine Übernahme der 

Eingliederungsleistungen (Boetticher 2018: 31). „Die Übertragung der Finanzie-

rungsverantwortung auf den Bund als primären Kostenverursacher scheitert derzeit 

indes am Grundgesetz“, welches durch die Annahme eines zweistufigen Staatsauf-

baus keine unmittelbare Finanzierung zwischen Bund und Kommunen kennt (Luthe 

in: Hauck 2018, Einführung Rdnr. 193). 

 

3.2.3. Zuständigkeit und Aufgaben 

Die Eingliederungshilfe des SGB XII regelt ihre Zuständigkeit im § 53 Leistungsbe-

rechtigte und Aufgaben. Demnach erhalten Menschen mit einer (drohenden) Behin-

derung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX Eingliederungshilfe, insofern die Er-

füllung der Eingliederungsaufgabe erfüllbar erscheint. Satz 2 bestimmt auch Perso-

nen mit körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderungen außerhalb dieser 

Definition zu möglichen Leistungsberechtigten. In Absatz 2 wird die drohende Be-

hinderung definiert. 

 

Zu ihren Aufgaben zählt nach § 53 Abs. 3 SGB XII sowohl die Verhütung, sowie die 

Beseitigung oder Milderung der Folgen von Behinderung. Weiter soll die Eingliede-

rung in die Gesellschaft, eine angemessene Berufsausübung oder Tätigkeit und 

eine weitestgehende Unabhängigkeit von Pflege ermöglicht oder erleichtert werden. 

Im 4. Absatz wird die Verbindung zu SGB IX im Bereich der Teilhabeleistungen ver-

ankert. 

 

3.2.4. Selbstverständnis 

Als Grundlage der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen muss ein Begriffsver-

ständnis von Behinderung erarbeitet werden, auf welchem alle weiteren Überlegun-

gen, Haltungen und Ansätze beruhen. 

 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) begreift in ihrer Internationalen Klassifika-

tion der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF) den Begriff Behinde-

rung wie folgt: „Behinderung ist gekennzeichnet als das Ergebnis oder die Folge 
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einer komplexen Beziehung zwischen dem Gesundheitsproblem eines Menschen 

und seinen personbezogenen Faktoren einerseits und den externen Faktoren, wel-

che die Umstände repräsentieren, unter denen das Individuum lebt, andererseits“ 

(Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation, DIMDI 2005: 22). 

Die UN-Behindertenrechtskonvention zählt nach Artikel 1 zu den Menschen mit Be-

hinderungen diejenigen, die „langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sin-

nesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen 

Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-

schaft hindern können“. 

 

Somit lässt sich festhalten, dass es sich beim Verständnis von Behinderung um kein 

rein physisches Merkmal handelt, wie das in der Vergangenheit der Fall war, son-

dern von einem ganzheitlichen Prozess der Wechselwirkungen zwischen individuel-

len Störungen oder Beeinträchtigungen, personalen Eigenschaften, sowie Umwelt-

faktoren ausgegangen wird. An dieses Verständnis wurde im Zuge der Reform 

durch das BTHG auch der § 2 Begriffsbestimmungen SGB IX angepasst. 

 

Die Bedarfsermittlung erfolgt ab dem 01.01.2020, mit Inkrafttreten des nächsten 

Reformschritts des BTGH nach § 118 SGB IX Instrumente der Bedarfsermittlung 

idFv. 01.01.2020 mit einem Instrument, das sich an der ICF zu orientieren hat. De-

tails zu diesem Instrument dürfen nach Absatz 2 die Länder eigenverantwortlich 

regeln. 

Ausgehend von diesem Begriffsverständnis arbeitet die Eingliederungshilfe, ebenso 

wie die Behindertenhilfe im Allgemeinen, mit dem Konzept der Personenzentrierung. 

Grundlage dieses Konzepts stellt ein humanistisches Menschenbild dar, welches 

jeden Menschen in seiner Individualität wertschätzt und respektiert und ihm hierbei 

„ganz eigene Fähigkeiten zu Veränderung und Problemlösung“ zuschreibt (Pörtner 

2015: 27.). Daher muss der einzelne Mensch individuell wahrgenommen und im 

Zusammenhang des jeweiligen Bezugsrahmens gedacht werden. Dabei steht die 

Selbstwirksamkeit der Klient*innen im Mittelpunkt (Pörtner 2015: 20ff.).  

 

Die von diesem Konzept ausgehende personenzentrierte Haltung basiert auf drei 

Grundpfeilern (Pörtner 2015: 29): 

 

1. Die Empathie ermöglicht ein „einfühlendes Verstehen“ der Person und der Ge-

samtsituation und vermittelt dem Klienten / der Klientin das Gefühl verstanden zu 

werden. 
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2. Die Wertschätzung stellt ein „nicht-wertendes Akzeptieren“ der Personen im Ge-

samten dar. 

3. Zuletzt die Kongruenz im Sinne der „Echtheit“, was bedeutet, dass der/die Pro-

fessionelle reflektiert mit eigenen Empfindungen umgehen, sowie die Grundlagen 

der Beziehung transparent und deutlich darstellen kann. 

Eine weitere fachliche Haltung, die in der Arbeit mit Menschen mit Behinderung an 

Bedeutung gewinnt ist der Ansatz des Empowerment. Hierbei wird der behinderte 

Mensch als Experte in eigener Sache angesehen und soll dazu befähigt werden, 

seine eigenen Bedürfnisse befriedigen und Vorstellungen umsetzen zu können. Da 

dies nicht nur eine Haltung auf professioneller Seite verlangt, sondern auch seitens 

des Menschen mit Behinderungen, der das hierfür nötige Körper- sowie Selbstbe-

wusstsein entwickeln muss, ist das Empowerment eine auf Dauer angelegte Hal-

tung. Es soll die Kontrolle über das eigene Leben, mithilfe der vorhandenen Stärken 

erreicht werden (Hähner u.a. 2016: 154ff.). 

 

Von den Professionellen wird hierbei eine „solidarische Haltung“ verlangt, die den 

Expertenstatus an den Menschen abtritt (Hähner u.a. 2016: 155). Dabei versteht 

sich diese*r als Begleiter*in, welcher die Selbstorganisation und Eigeninitiative des 

behinderten Menschen unterstützt. In diesem Zusammenhang spielen Selbsthilfe-

gruppen eine wichtige Rolle (Hähner u.a. 2016: 49,155f.). 

 

Schönecker beschreibt das Hilfeverständnis der Behindertenhilfe als "Durchsetzung 

von Leistungsansprüchen", welches sich von dem der Kinder- und Jugendhilfe er-

heblich unterscheidet (Schönecker 2017: 474). Dieses unterschiedliche Verständnis 

von Hilfe, sowie die verschiedenen professionellen Ansätze und Haltungen werden 

im weiteren Verlauf dieser Arbeit von Bedeutung sein. 

 

Zum Abschluss dieses Kapitels kann nun das Selbstverständnis beider Professio-

nen gegenübergestellt werden. Arbeitet die Kinder- und Jugendhilfe mit einem sys-

temischen Ansatz, welcher einen ganzheitlichen Blick auf die Adressatinnen und 

Adressaten, sowie deren Lebensumstände wirft, so geht auch das Verständnis der 

Eingliederungshilfe zum Behinderungsbegriff von einem systemischen Konstrukt 

von individuellen Beeinträchtigungen und gegebenen Umweltfaktoren aus. Weiter 

arbeitet die Eingliederungshilfe mit dem Ansatz der Personenzentrierung. Dieser 

stellt die einzelne Person mit ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten in den Mittelpunkt, 

was durch die Fokussierung auf Erwachsene erklärt werden kann. In der Kinder- 
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und Jugendhilfe soll durch den Blick auf das Familiensystem ein ganzheitlicher An-

satz gefunden werden, der die Beziehungen in den Mittelpunkt stellt. 

 

Dabei arbeitet die Kinder- und Jugendhilfe mit dem Ressourcenansatz, mit dem 

Ausgangspunkt an den gegebenen Fähigkeiten der Adressatinnen und Adressaten 

anzuknüpfen, welcher in diesem Punkt dem Empowerment-Ansatz der Eingliede-

rungshilfe ähnlich ist. 

 

Ein wesentlicher Unterschied liegt in der Hilfeplanung der beiden Professionen. 

Während diese im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe vornehmlich von Angeboten, 

Aushandlungen und Prozesshaftigkeit geprägt ist, kann bei der Eingliederungshilfe 

eher von medizinischen Eingruppierungen und daraus resultierenden Leistungsan-

sprüchen gesprochen werden. Dieser Punkt kommt während der weiteren Ausfüh-

rungen wiederholt zum Tragen. 

 

4. Der aktuelle Inklusionsdiskurs 

Anknüpfend an die politischen Geschehnisse in der jüngeren Vergangenheit ist die 

Diskussion um eine sogenannte große Lösung neu entfacht und beschäftigt nun-

mehr die Fachwelt der beteiligten Professionen, Betroffene, sowie die Politik. 

Im Folgenden sollen sowohl der Ursprung dieser Diskussion, wie auch deren bishe-

riger Verlauf erläutert werden. Hierzu werden einige Haltungen gegenübergestellt. 

Anschließend werden mögliche weitere Entwicklungen skizziert. 

 

4.1. Die „große Lösung“ oder auch „inklusive Lösung“ 

Die Idee einer sogenannten „großen Lösung“ ist nicht neu. Mit der Einführung des 

Kinder- und Jugendhilfegesetzes im Jahre 1990, welches das aus dem Jahr 1922 

stammende Jugendwohlfahrtsgesetz ablöste, kam dieser Begriff auf (Bundesminis-

terium für Frauen und Jugend 1990: XIV, Schröer und Struck 2015: 171). Ein nen-

nenswerter Beginn dieser Thematik liegt jedoch nicht erst in der jüngeren Vergan-

genheit. Bereits 1973 wurde ein Diskussionsentwurf zur Neuregelung der Kinder- 

und Jugendhilfe veröffentlicht, welcher sich unter anderem mit Kindern und Jugend-

lichen mit Behinderungen in der Kinder- und Jugendhilfe befasste (Wiesner 2012: 

257). 
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Nahezu zeitgleich zum neuen Kinder- und Jugendhilfegesetz erschien der 

8.Jugendbericht. Schröer und Struck beschreiben diese beiden als Geschwister: 

„Das Gesetz sollte die Grundlage einer sozialen Dienstleistungsinfrastruktur für Kin-

der und Jugendliche schaffen und der Jugendbericht formulierte die Strukturmaxi-

men einer lebensweltorientierten Fachlichkeit, die in Zukunft die Kinder- und Ju-

gendhilfe prägen sollte“ (Schröer und Struck 2015: 168). 

 

Die für diese Arbeit relevante Maxime dieses Berichtes ist die „4.4 Integration - 

Normalisierung“, in der es heißt: „Wenn lebensweltorientierte Jugendhilfe bestimmt 

ist durch die Maximen der Einheit und der Prävention, darf sie nicht unterscheiden 

zwischen Kindern/Heranwachsenden/Familien mit besonderen Belastungen, die in 

ihre Zuständigkeit fallen, und Kindern/Heranwachsenden/Familien außerhalb ihrer 

Zuständigkeit. Lebensweltorientierte Jugendhilfe ist integrativ orientiert“ (Bundesmi-

nisterium für Frauen und Jugend 1990: 88). In der Umsetzung der Maximen im da-

mals neuen Kinder- und Jugendhilfegesetz ist diese jedoch gescheitert. Daraufhin 

wurde sich auf die sogenannte kleine Lösung geeinigt, welche eine „Zuständigkeit 

der Kinder- und Jugendhilfe für Heranwachsende mit (drohender) seelischer Behin-

derung seit 1993 (Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII) - wegen der Nähe zu 

entwicklungsbedingtem ‚erzieherischen Bedarf‘“ regelt (Keupp 2012: 270). 

 

Erst durch die Einführung der UN-BRK, in der „die soziale Teilhabe von allen Kin-

dern und Jugendlichen in Regeleinrichtungen der Bildungs- und Erziehungsinfra-

struktur politisch bindend“ geregelt wurde, ist die Thematik wieder in den aktuellen 

Fokus gelangt (Schröer und Struck 2015: 168). Auch die Behindertenhilfe wurde 

durch die UN-BRK einer Reformierung unterzogen. Schindler schreibt in ihrem Arti-

kel, dass bei der Reformierung der Eingliederungshilfe und dem damit einhergehen-

den Entwurf zum Bundesteilhabegesetz die Weiterverfolgung der inklusiven Lösung 

der Kinder- und Jugendhilfe beschlossen worden sei, wodurch eine entsprechende 

Ausrichtung des neuen BTGH auf Kinder und Jugendliche unterlassen wurde 

(Schindler 2016: 265). 

 

Eine erste Entwurfsfassung der Neufassung des SGB VIII, wurde im Juni 2016 als 

sogenanntes Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Ju-

gendstärkungsgesetz – KJSG) öffentlich. Hierbei wurde der Bedarf einer Reformie-

rung auf 87 Seiten dargelegt, sowie die vorgeschlagenen Änderungen begründet. 

Einleitend wird, wie auch in dieser Arbeit, auf die Geschichte des Kinder- und Ju-
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gendhilfegesetzes eingegangen, sowie die maßgeblichen Veränderungen und Ge-

schehnisse, die eine Reformierung notwendig machen, dargestellt. 

 

Als Ziel der Reformierung wird so unter anderem die Umsetzung einer inklusiven 

Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe genannt, welche eine verbesserte Teilhabe 

aller Kinder und Jugendlichen zum Ziel haben soll. Der Begriff der Inklusion wird in 

diesem Zusammenhang wie folgt beschrieben: „Inklusion stärkt junge Menschen mit 

Behinderungen als eigenständige Subjekte – nicht mit Defiziten, sondern mit subjek-

tiven Ansprüchen und der Verwirklichung eines einheitlichen Schutzniveaus für Kin-

der und Jugendliche mit und ohne Behinderung“ (Referat für Rechtsfragen der Kin-

der- und Jugendhilfe 2016a: 3). 

 

Durch die Ratifizierung der UN-BRK hat sich die Bundesrepublik dazu verpflichtet, 

ihre staatlichen Entscheidungen und Handlungen an dem Gesichtspunkt einer inklu-

siven Grundhaltung messen zu lassen. Hierdurch ist eine Anpassung aller Leis-

tungssysteme notwendig, welche ein bedarfsgerechtes Eingehen auf alle Perso-

nengruppen möglich macht. Dabei wird „die Kinder- und Jugendhilfe am Inklusions-

begriff der UN-BRK ausgerichtet“ (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Ju-

gendhilfe 2016a: 19). In der Begründung des 1.Entwurfs zum KJSG wird stets von 

einer „inklusiven Lösung“ gesprochen, welche aufgrund ihrer weitreichenden Verän-

derungen erst fünf Jahre nach einer Gesetzesverkündigung ihre Gültigkeit erreichen 

soll (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 5, 13). 

 

Dabei geht diese Entwurfsbegründung auf die Problematik der geteilten Zuständig-

keiten für Kinder und Jugendliche mit (drohenden) Behinderungen ein. Diese ent-

stehen durch die Aufteilung der Zuständigkeiten in verschiedene Gesetze und somit 

in verschiedene Hilfesysteme, aber auch durch die besondere Herausforderung der 

Lebensphase, in welcher sich Kinder und Jugendliche befinden. Diese macht durch 

die Komplexität ihrer Veränderungen und Entwicklungen eine trennscharfe Unter-

scheidung bzw. Identifizierung der Zuordnungskriterien der jeweiligen Gesetze 

schwer bis unmöglich. Besonders deutlich sichtbar wird dies beispielsweise bei der 

Abgrenzung von seelischer und geistiger Behinderung oder auch Mehrfachhinde-

rungen. Dies wirkt sich in der alltäglichen Praxis für alle Beteiligten nachteilig aus. 

So entstehen auf Seiten der öffentlichen Träger Probleme bei einer eindeutigen Zu-

ordnung der Bedarfe und Ansprüche von Kindern, Jugendlichen und deren Familien, 

welche Zuständigkeitsstreitigkeiten und einen erhöhten Verwaltungsaufwand sowie -

kosten zur Folge haben. Auf Seiten der Betroffenen führt dies wiederum zu Schwie-
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rigkeiten und längeren Wartezeiten bei der Leistungsgewährung, sowie Unsicherhei-

ten bei der Meldung von Bedarfen. Dadurch wird eine zeitnahe Leistungsgewäh-

rung, welche den Bedarfen der Betroffenen gerecht wird, nahezu unmöglich. So ist 

das bisherige Konstrukt der Zuständigkeiten für Kinder und Jugendliche mit Behin-

derungen vor allem für die betroffenen Familien eine enorme Herausforderung und 

stellt somit eine zusätzliche Belastung im Alltag dieser Familien dar (Referat für 

Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 3f.). Das angestrebte Ziel der In-

klusion wird hierdurch eher erschwert. 

 

Außerdem wird betont, dass die Bedarfe dieser Zielgruppe noch einmal mehr im 

Zusammenhang von sozio-ökonomischen, sowie weiteren Faktoren betrachtet wer-

den müssen, da all diese Einflüsse in der Lebensphase Kindheit und Jugend enor-

me Auswirkungen auf die Entwicklung, sowie Gesamtverfassung haben. So lässt 

sich auch festhalten, dass eine Unterscheidung der Zuständigkeiten anhand des 

Kriteriums Behinderung, sowie dessen verschiedenen Formen und Ausprägungen 

zu einer laut UN-BRK unzulässigen Stigmatisierung führt, welche bei Kindern und 

Jugendlichen die Besonderheit der Lebensphase hinten anstellt oder diese gar un-

beachtet lässt (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 4f). 

 

Insgesamt will das geplante KJSG nicht nur Kinder und Jugendliche mit Behinde-

rungen ins Visier nehmen, sondern eine Ausrichtung an individuellen Bedarfen si-

cherstellen. Es kann somit von einem Individualleistungssystem gesprochen wer-

den. Gleichzeitig sollen jedoch auch Regeleinrichtungen und Sozialräume speziell in 

ihrer Infrastruktur gestärkt werden, um unter anderem den steigenden Zahlen und 

Kosten der Einzelfallhilfen entgegenzuwirken (Referat für Rechtsfragen der Kinder- 

und Jugendhilfe 2016a: 7). 
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Abbildung 6 Zeitschiene zum Reformprozess der KJSG (eigene Darstellung) 

 

Die Abbildung zeigt den zeitlichen Ablauf des Reformprozesses des KJSG. Die ein-

zelnen Schritte werden nachfolgend beschrieben. Zum besseren Verständnis soll 

der Reformprozess exemplarisch an einigen relevanten Paragraphen skizziert wer-

den, deren Änderungen und Anpassung im Laufe der folgenden Darstellungen je-

weils kurz aufgezeigt werden. Eine entsprechende Synopse findet sich im Anhang 

dieser Arbeit. 

 

4.1.1. 1. Entwurfsfassung (07.06.2016) 

Eine erste Entwurfsfassung erarbeitete das zuständige Ministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend zum 07.06.2016. Die ersten drei Entwürfe können als 

ministeriumsinterne Arbeitsentwürfe angesehen werden, welche noch nicht zur Vor-

lage im Gesetzgebungsverfahren bestimmt waren (Häbel 2016: 275). Aufgrund der 

Vielzahl an Reaktionen und Stellungsnahmen zu diesen Fassungen, werden sie 

ebenfalls mit aufgeführt. 

 

Richtungsweisend soll im ersten Entwurf die Änderung des § 1 SGB VIII sein, wel-

cher eine grundsätzlich inklusive Ausrichtung dieses Gesetzbuches anzeigt (Referat 

für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 12f.). So wird in § 1 Abs. 1 

SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 neben dem Recht auf Förderung seiner Entwicklung 

auch das Recht auf „Teilhabe am Leben in der Gesellschaft“ aufgenommen. Weiter 

wird die Erziehung gleichzeitig erweitert durch die Ergänzung zu einer „möglichst 

selbstbestimmten“ Persönlichkeit, welche durch das Vorschieben des Wortes mög-

lichst den gesamten Satz relativiert. Auch in Abs. 3 Nr. 1 dieses Paragraphen wird 
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die Ermöglichung oder Erleichterung einer „gleichberechtigte[n] Teilhabe am Leben 

in der Gemeinschaft“ als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe aufgenommen. Wei-

ter wird in Nr. 4 die Verwirklichung der „Inklusion für alle jungen Menschen“ benannt 

(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016b: 1). 

 

In § 2 SGB VIII werden die Aufgaben der Jugendhilfe näher definiert. In der Fas-

sung vom 07.06.2016 werden in Abs. 2 Nr. 4 die bisherige Hilfe zur Erziehung und 

ergänzenden Leistungen, zu „Leistungen zur Entwicklung und Teilhabe für Kinder 

oder Jugendliche“. Die „Leistungen zur Stärkung der Erziehungskompetenz der El-

tern“ werden hier in Abs. 2 Nr. 5 separat gefasst. Die bisherige Hilfe für seelisch 

behinderte Kinder und Jugendliche (§ 1 Abs. 2 Nr. 5 SGB VIII) wurden hierdurch 

ersetzt. Sie sind in den „Leistungen zur Entwicklung und Teilhabe“ inbegriffen (Bun-

desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016b: 1). Diese Ände-

rungen sollen in einem zweiten Reformschritt, in Verbindung mit den Paragraphen, 

auf welche Bezug genommen wird, in Kraft treten (Referat für Rechtsfragen der 

Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 21). 

 

§ 27 Hilfe zur Erziehung SGB VIII wird nach diesem Entwurf ebenfalls in zwei Re-

formstufen angepasst. Die für diese Arbeit relevante Änderung stellt die zweite Re-

formstufe, mit ihrer Neufassung des vierten Abschnitts SGB VIII-E dar (Referat für 

Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 43). Dabei soll § 27 SGB VIII-E 

idFv. 07.06.2016 „Leistungen zur Entwicklung und Teilhabe für Kinder und Jugendli-

che“ heißen. In diesem geht der Leistungsanspruch auf die Kinder und Jugendlichen 

über. Gewährleistet werden soll neben seiner Förderung und Erziehung nach dem 

§ 1 dieser Fassung ebenfalls eine „Teilhabe an der Gesellschaft“ (Abs.1 Nr.2). In 

§ 27 Abs. 2 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 werden die „Leistungen zur Entwicklung 

und Teilhabe“ als „pädagogische [,] […] therapeutische“ und „medizinische“ Leistun-

gen, sowie Schulbegleitung und „Assistenzleistungen“ definiert. Im darauffolgenden 

Absatz 3 werden weiterreichende Leistungen aufgeführt, welche aufgrund behinde-

rungsspezifischer Bedarfe für Kinder und Jugendliche, die den Bestimmungen des 

§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 2 SGB IX entsprechen, geltend gemacht werden können. Der 

letzte Absatz regelt die Möglichkeit, die Leistungen der beiden vorausgegangenen 

Absätze als Dienstleistungen, wie auch als Sach- oder Geldleistungen gewährt zu 

bekommen. Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass der Rechtsanspruch der Sorge-

berechtigten nicht ersatzlos entfällt. In § 29 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 werden 

„Leistungen zur Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern“ separat geregelt 

(Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016b: 11f.). 
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Grundlegend überarbeitet wurde der § 36 SGB VIII Mitwirkung, Hilfeplanung, wel-

cher in der Fassung vom 07.06.2016 nur noch „Hilfeplanung“ heißt. In § 36 Abs. 1 

SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 werden die Gegenstände dieser Hilfeplanung festge-

legt. Sie umfasst zum Ersten „die Klärung der Lebens-, Entwicklungs- und Erzie-

hungssituation des betreffenden Kindes oder Jugendlichen“, im Falle eines „jungen 

Volljährigen“ entsprechend nur die ersten beiden Gesichtspunkte. Explizit genannt 

wird hier die Einbeziehung des „sozialen Umfelds“ in die Klärung. Zum Zweiten wird 

die individuelle Bedarfsklärung, mit einem Verweis auf den § 36b SGB VIII-E idFv. 

07.06.2016 aufgeführt. Abschließend wird „die daraus abzuleitende Auswahl der 

geeigneten und notwendigen Leistungen hinsichtlich Ziel, Art und Umfang“, mit ei-

nem Verweis auf § 36a SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 genannt. In Absatz 2 werden 

die „Durchführung einer Hilfeplankonferenz“, „die Dokumentation“ des Prozesses in 

einer Hilfeplanung, sowie dessen „regelmäßige Überprüfung“ als Inhalte der Hilfe-

planung festgelegt, welche jeweils einzeln in den nachfolgenden Paragraphen gere-

gelt werden. Absatz 3 regelt weiter die Beteiligung der Leistungsberechtigten Per-

sonen an diesem Prozess und verweist auf eine für diese „wahrnehmbare[n] Form“. 

Eine Beteiligung mehrerer Fachkräfte des öffentlichen Trägers und gegebenenfalls 

Dritter ist zur Qualitätssicherung in Absatz 4 geregelt, verweist für die Details jedoch 

ebenfalls auf einen nachfolgenden Paragraphen. Abschließend werden in Absatz 5 

„Partizipation, Transparenz und Individualität“, „trägerübergreifende[n] Kooperation 

und Koordination“, „Fachlichkeit und Interdisziplinarität“, „Lebensweltbezogenheit 

und Sozialraumorientierung sowie“ eine „Zielorientierung“ als Prinzipien der Hilfe-

planung genannt (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

2016b: 4ff.). Auch § 36 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 durchläuft für den zweiten Re-

formschritt eine weitere Anpassung, in welcher der Begriff der Hilfe zur Leistung 

umbenannt und auch den gesamten Paragraphen entsprechend dem Wortlaut an-

gepasst wird. Darüber hinaus werden einige Verweise aufgrund von weiteren Ände-

rungen angepasst (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

2016b: 17f.). 

 

Ebenfalls angepasst wurde auf dieser Grundlage der § 36a SGB VIII-E welcher 

idFv. 07.06.2016 „Hilfeauswahl“ bzw. im zweiten Reformschritt „Leistungsauswahl“ 

heißt, sowie die Ergänzung um §§ 36b „Bedarfsermittlung“, 36c „Beteiligung, Koope-

ration und Koordination“. Die Ergänzungen um die §§ 36d „Hilfeplan“, 36e „Ergän-

zende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationären Leistungen“ und 36f „Über-

gangsmanagement“ SGB VIII-E idFv. 07.06.2016, die mit der ersten Reformstufe in 

Kraft treten sollten, entfallen mit der zweiten Reformstufe wieder, da sie bei der Um-
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setzung der zweiten Reformstufe überflüssig würden (Bundesministerium für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend 2016b: 5ff., 18ff.; Referat für Rechtsfragen der 

Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 43). 

 

4.1.2. 2. Arbeits- & Diskussionsfassung (23.08.2016) 

Im August 2016, also zwei Monate später wurde eine Arbeitsfassung veröffentlicht, 

welche als Diskussionsgrundlage für den weiteren Reformprozess verwendet wur-

de. Diese enthielt überwiegend redaktionelle Veränderungen gegenüber dem ersten 

Entwurf. Zudem wurde herausgenommen, dass nunmehr „dem Grunde nach nicht 

mehr zwischen behinderungsbedingten und erzieherischem Bedarf unterschieden 

werden“ muss, wie oben aufgeführt (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Ju-

gendhilfe 2016a: 12). 

 

Die Begründung wurde ergänzt um eine Definition des neu eingeführten Begriffs 

„Teilhabe am Leben“, auf welchen sich das KJSG beziehen soll: „Voraussetzung für 

die Teilhabe eines jungen Menschen ist, dass er erstens Zugang zu den Lebensbe-

reichen hat, die ihn betreffen; dazu gehören insbesondere die Familie, der Freun-

deskreis, die Schule und Freizeitbetätigungsfelder. Zweitens muss er die Möglich-

keit haben, in diesen Lebensbereichen zu interagieren, das heißt in Interaktion mit 

dem Umfeld im jeweiligen Lebensbereich zu treten. Drittens muss er diese Möglich-

keit der Interaktion zu einem Mindestmaß wahrnehmen.“ Betont wird hierbei, dass 

es sich bei der „Teilhabe am Leben“ um keinen „statischen Zustand“, sondern viel-

mehr einen „dynamischen Prozess“ handelt (Referat für Rechtsfragen der Kinder- 

und Jugendhilfe 2016b: 18). Inhaltlich aufgenommen wurde diese in § 1 

Abs. 3 SGB VIII-E idFv. 23.08.2016, wodurch der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4 

wurde (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016a: 1). 

 

Auf der Grundlage dieser Ergänzung wird der „Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe 

[…] um die Aspekte der Ermöglichung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 

und der Verwirklichung der Inklusion für junge Menschen ergänzt“ (Referat für 

Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016b: 18). Dies führt allerdings zu keiner 

Veränderung des § 2 SGB VIII-E idFv. 23.08.2016 Aufgaben der Jugendhilfe (Bun-

desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016a: 1). 

Die bereits im ersten Entwurf geplanten Änderungen zu § 27 SGB VIII-E idFv. 

23.08.2016 wurden vom Grundsatz beibehalten. Im Detail wurde die Anspruchsvo-

raussetzung aus Absatz 1 in Absatz 2 ausgegliedert. In Absatz 3 wurden die Best-
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immungen zu den Leistungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen weiter 

ausformuliert, sowie weitere Verweise auf das SGB IX vorgenommen (Bundesminis-

terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016a: 10f.). 

 

In Bezug auf die Hilfeplanung, speziell die §§ 36a ff. SGB VIII-E idFv. 23.08.2016 

wurden im Vergleich zum vorausgegangenen Entwurf fast ausschließlich Änderun-

gen der Anordnung vorgenommen, so wie dementsprechende Änderungen der 

Verweise (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016a: 4ff., 

16ff.). 

 

4.1.3. 3. Entwurfs- & Arbeitsfassung (03.02.2017) 

Deutlichere Veränderungen weist hingegen die Begründung zur Entwurfsfassung im 

Februar 2017 auf. Hier wurden sowohl die Zielsetzungen, als auch die wesentlichen 

Inhalte in ihrer Reihenfolge, ihrer Anzahl und ihrer Ausgestaltung verändert. Gab es 

in der Arbeitsfassung vom August 2016 noch drei ausgeführte Zielsetzungen: eine 

verbesserte Teilhabe, bedarfsgerechtere und effizientere Angebote, sowie den ver-

besserten Kinderschutz, so sind es in der Überarbeitung bereits sechs Punkte. Die 

bisherigen Zielformulierungen wurden dabei auf die hinteren Ränge verdrängt und 

um eine Erweiterung der Einflussmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen, Ver-

besserungen im Pflegekinderwesen, sowie die Verpflichtung zur besseren Koopera-

tion im Kinderschutz mit aufgenommen. Auffällig ist hier, dass das Ziel einer inklusi-

ven Ausgestaltung und Verbesserung der Teilhabemöglichkeiten, welches bislang 

den Einstieg und somit auch die Grundhaltung der Gesetzesreform war, nun an den 

Schluss gestellt und zudem in seinen Ausführungen erheblich gekürzt wurde. Neu 

ist allerdings der Schlusssatz, der den „Ländern zunächst die Möglichkeit […] [gibt], 

den Träger der öffentlichen Jugendhilfe als zuständigen Träger für die Leistungen 

der Eingliederungshilfe für alle Kinder und Jugendliche mit (drohenden) Behinde-

rungen zu bestimmen. Diese Möglichkeit soll mittels einer Länderöffnungsklausel 

(§ 10 SGB VIII-E idFv. 03.02.2017) eingearbeitet werden. Da in diesem Zusammen-

hang von einem „ersten Schritt hin zu einer bundesweiten Zusammenführung der 

Zuständigkeiten“, sowie der Betonung „zunächst“ gesprochen wird, scheint dies 

zwar keine Reduzierung, jedoch eine Entschleunigung der bislang geplanten Ände-

rungen zu sein (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2017: 6, 11). 

 

Im Bereich der wesentlichen Inhalte wurde der Gedanke eines inklusiven Kinder- 

und Jugendhilfegesetzes unter dem Punkt der „Bedarfsgerechtere[n] Leistungen 
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und Angeboten“ gefasst. Als Leitprinzip wird der Begriff Inklusion in diesem Ab-

schnitt angeführt. Ebenso wird die Sozialraumorientierung als Grundhaltung der 

Kinder und Jugendhilfe aufgenommen, welche durch den öffentlichen Träger ge-

währleistet werden muss, jedoch in Zusammenarbeit mit den freien Trägern gestal-

tet werden soll. 

 

So wurde im § 1 SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 in Absatz 1 die Teilhabe am Leben in 

der Gesellschaft wieder herausgenommen. In Absatz 3 wurde der Begriffsklärung 

der Teilhabe am Leben die Beschränkung auf die individuellen Fähigkeiten bei den 

Zugangsmöglichkeiten gestrichen (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend 2017: 2). 

 

Die Änderungen der Aufgaben der Jugendhilfe nach § 2 SGB VIII-E idFv. 

07.06.2016 wurden in diesem Entwurf zurückgenommen, sodass § 2 SGB VIII un-

verändert  bestehen bleibt und keine neuen Regelungen einfließen (Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 3). 

 

Deutlich überabeitet wurde in diesem Entwurf der § 27 Hilfe zur Erziehung SGB VIII-

E idFv. 03.02.2017. Die gravierendste Veränderung im Bezug auf die vorangegan-

genen Entwürfe stellt hier die Rückkehr zum Begriff der Hilfe zur Erziehung dar. In 

diesem Entwurf wird ebenso auf eine zweigliedrige Reform verzichtet. Der Ur-

sprungsparagraph wird in seiner Form beibehalten und im Detail abgeändert. In 

§ 27 Abs. 1 SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 werden die Kinder und Jugendlichen zum 

Inhaber des Rechtsanspruchs und somit die Subjektorientierung des SGB VIII ge-

stärkt. Zudem wird der Aspekt der Teilhabe, sowie die Einbeziehung des sozialen 

Umfelds aufgenommen. Dabei wird die Möglichkeit der Kombination verschiedener 

Hilfen zum Wohl des Kindes oder Jugendlichen ausgeführt (Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 5; Referat für Rechtsfragen der Kinder- 

und Jugendhilfe 2017: 24). 

 

Durch die Änderung des Begünstigten des Leistungsanspruchs ist auch in dieser 

Fassung eine Neuregelung bezüglich der Leistungen für Personensorgeberechtigte 

notwendig geworden, welche hier in § 27a SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 „Leistungen 

zur Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern“ ergänzt wurden (Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 5f.). 
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In der Hilfeplanung § 36ff. SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 wurde der Blickwinkel der 

Klärung um das Augenmerk der Familie des Kindes oder Jugendlichen erweitert. 

Bei der Auswahl der Leistungen wurde explizit auf die Hilfen zur Erziehung hinge-

wiesen. Weiter wurden die §§ 36b bis 36d SGB VIII-E inFv. 23.08.2016 gestrichen. 

Es handelte sich hierbei um die Ausführungen zur Hilfeauswahl, Bedarfsermittlung 

und zum Hilfeplan. Teile hiervon wurden in den § 36 SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 

übernommen, so beispielsweise die inhaltlichen Bestimmungen zum Hilfeplan. Die 

besonderen Regelungen zu stationären Leistungen der Hilfe zur Erziehung, sowie 

dem Übergangsmanagement. Die §§ 36b und 36f SGB VIII-E inFv. 23.08.2016 wur-

den vorgezogen und der Begriff der Hilfeplankonferenz gestrichen (Bundesministe-

rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 6ff.). 

 

4.1.4. Referentenentwurf (17.03.2017) 

Im März 2017 wurde ein offizieller Referentenentwurf vorgelegt, welcher seine Be-

gründung in den ersten drei Seiten zusammenfasst und anschließend die Änderun-

gen im Detail darstellt. Im ersten Abschnitt werden dabei die Probleme genannt, 

sowie die hieraus resultierende Zielsetzung. Hierbei wird nach wie vor erwähnt, 

dass die Kinder- und Jugendhilfe zu einem inklusiven Leistungssystem weiterentwi-

ckelt werden soll. An verschiedenen Stellen ist von einer Verbesserung der Teilhabe 

von Kinder und Jugendlichen, sowie einer besseren Gestaltung von Leistungssys-

temübergängen im Allgemeinen die Rede. Den Schwerpunkt nehmen in diesem 

Entwurf der Kinderschutz, gefolgt von mehr Beteiligung und Verbesserungen im 

Pflegekinderwesen ein. Auch im zweiten Abschnitt, den Lösungen, bleibt diese Ge-

wichtung erhalten. Der Ansatz der inklusiven Lösung wird im letzten Absatz unter 

„Bedarfsgerechtere Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe“ mit auf-

gegriffen, indem Inklusion als Leitgedanke des SGB VIII aufgenommen wird (Bun-

desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 1ff.). 

 

Für den § 1 SGB VIII-E idFv. 03.02.2017 ergaben sich hierdurch keine neuen Ver-

änderungen, die Änderungen des Entwurfs vom 03.02.2017 werden erneut aufge-

nommen. Der § 2 SGB VIII wird auch in diesem Entwurf keiner bedeutsamen Ver-

änderung unterzogen. Ähnliches gilt für § 27 SGB VIII, welcher im Referentenent-

wurf unerwähnt und somit in seiner ursprünglichen Form erhalten bleibt. Alle vo-

rausgegangenen Änderungen dieses Paragraphen in den Entwürfen eins bis drei 

wurden somit ebenfalls verworfen. § 36 SGB III-E idFv. 17.03.2017 kehrt ebenfalls 

zur Formulierung und Ausführung des SGB VIII zurück. Entfernt werden jedoch die 
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Ausführungen zu den außerfamiliären Hilfen. Diese werden in einen § 36a SGB VIII-

E idFv. 17.03.2017 „Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei stationären 

Leistungen“ ausgekoppelt, wie bereits im vorausgegangenen Entwurf (Bundesminis-

teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2017: 6f, 9f.). 

 

4.1.5. Regierungsentwurf (15.05.2017) 

Der am 15.05.2017 veröffentlichte Gesetzesentwurf der Bundesregierung bleibt die-

sen Änderungen insgesamt treu, greift in der Verankerung der Inklusion als Grund-

satz des SGB VIII-E die UN-Behindertenrechtskonvention als Grundlage hierfür mit 

auf (Deutscher Bundestag 2017a: 4).  

 

Hierzu wurden in § 1 SGB VIII-E idFv. 15.05.2017 kleinere Passagen angepasst 

und ergänzt. In Absatz 1 wurde das Wort möglichst gestrichen, welches in diesem 

Zusammenhang immer wieder stark kritisiert worden ist, für seine relativierende 

Wirkung. In Absatz 3 wurden die Ausführungen zur Einbezogenheit, sowie der Zu-

gang zu allen betreffenden Lebensbereichen gekürzt, sodass nur noch die Be-

schreibung der Möglichkeit in diesen selbstbestimmt zu interagieren bestehen bleibt. 

Ergänzt wird der Absatz 4 um die Formulierung zur Ermöglichung oder Erleichte-

rung „gleichberechtigte[r] Teilhabe am Leben in der Gesellschaft“, wie sie bereits 

der erste Entwurf vorsah. Diese wird auch in Absatz 4 Nummer 4 noch einmal als 

„volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft für 

alle jungen Menschen“ als Verwirklichungsziel angeführt (Deutscher Bundestag 

2017a: 10). 

§ 27 Abs. 2 SGB VIII-E idFv. 15.05.2017 ersetzt Satz 2, die Regelung zu Art und 

Umfang der Hilfe durch den Hinweis auf die Möglichkeit, verschiedene Hilfearten zu 

kombinieren, sofern dies individuell ratsam ist (Deutscher Bundestag 2017a: 12). 

 

Im Bereich der Hilfeplanung und Mitwirkung werden in § 36 SGB VIII-E idFv. 

15.05.2017 die Ausführungen des Referentenentwurfs beibehalten. Gleiches gilt für 

den darauffolgenden § 36a SGB VIII-E idFv. 15.05.2017, welcher lediglich in einigen 

Formulierungen neugefasst wurde. Veränderungen gab es allerdings im § 36b SGB 

VIII-E idFv. 15.05.2017, welcher nun „Zusammenarbeit beim Zuständigkeitswech-

sel“ heißt. Die detaillierten Regelungen des vorherigen Entwurfs wurden durch eine 

Verpflichtung des öffentlichen Trägers zur rechtzeitigen Einbeziehung der nachfol-

genden Sozialleistungsträger in die Hilfeplanung, sowie zu vereinbarenden Rege-

lungen zum Übergang im Hilfeplan ersetzt (Deutscher Bundestag 2017a: 12ff.). 
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4.1.6. Empfehlungen der Bundesratsausschüsse (23.05.2017), Stel-

lungnahme des Bundesrats (02.06.2017) & Gegenäußerung der 

Bundesregierung (14.06.2017) 

Auf den Gesetzentwurf vom 15.05.2017 folgten die Empfehlungen der beteiligten 

Ausschüsse unter der Federführung des Ausschusses für Frauen und Jugend. Am 

02.06.2017 veröffentlichte der Bundesrat seine Stellungnahme zum Gesetzentwurf. 

Beide Stellungnahmen stimmten in den wesentlichen Punkten überein (Bundesrat 

2017a; Bundesrat 2017c). Ebenfalls im Juni 2017 veröffentlichte die Bundesregie-

rung ihre Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates. 

 

Der Bundesrat hatte gefordert, in § 1 Abs. 4 SGB VIII-E idFv. 15.05.2017 die Ver-

wirklichung von gleichberechtigter Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermög-

lichen oder zu erleichtern nicht alternativ darzustellen, sondern diese zu ermögli-

chen und zu erleichtern. Dieser Meinung entsprach die Bundesregierung nicht, denn 

sie betonte die unterschiedlichen Tatbestandsmerkmale der beiden Worte, die eher 

als Abstufungen zu sehen sind (Deutscher Bundestag 2017b: 1, 22). 

 

In Bezug auf § 27 Abs. 3 SGB VIII-E idFv. 15.05.2017 wird eine Streichung des drit-

ten Satzes vom Bundesrat vorgeschlagen. Dieser Vorschlag wird ebenfalls abge-

lehnt, jedoch ein Veränderungsbedarf bezüglich der Regelungen zur Hilfeerbringung 

im Ausland eingeräumt (Deutscher Bundestag 2017b: 3f., 24). 

 

Auch in § 36a SGB VIII-E idFv. 15.05.2017 „Ergänzende Bestimmungen zur Hilfe-

planung bei stationären Leistungen“ werden Änderungen gefordert. So sollen die 

Bestimmungen in Absatz 1 durch die Einfügung von „vor und während“ stationären 

Leistungen konkretisiert werden. Da eine zuverlässige Prognose über den Verbleib 

in einer solchen Hilfe nicht gegeben werden kann, soll in Bezug auf die Perspektive 

das Wort „voraussichtlich“ ergänzt werden. Beiden Begründungen kann die Bundes-

regierung grundsätzlich folgen, möchte die vorgeschlagenen Änderungen jedoch 

noch einmal auf ihre Notwendigkeit hin überprüfen. Im letzten Absatz soll laut Bun-

desrat die Festlegung der regelmäßigen Überprüfung des Hilfeplans in individuellen 

Abständen gestrichen werden. Dieses Vorhaben lehnt die Bundesregierung, mit der 

Begründung der freien und fachlichen Entscheidungsfähigkeit der Jugendämter ab 

(Deutscher Bundestag 2017b: 4, 24). 
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4.1.7. Beschlussempfehlungen der Ausschüsse (27.06.2017) & Be-

schluss durch den Bundestag (06.07.2017) 

Am 29.06.2017 wurde der Entwurf zum KJSG durch den deutschen Bundestag ver-

abschiedet und somit zum weiteren Gesetzgebungsverfahren an den Bundesrat 

weitergeleitet. Dieses Stadium wurde bis heute nicht verlassen. 

 

Für die zur Verdeutlichung herangezogenen Paragraphen zeichnet sich ein deutli-

ches Bild ab: Bei den §§ 1, 36 und 36a SGB VIII wurde im Gesetzesbeschluss die 

Ursprungsform beibehalten. In § 2 SGB VIII-E idFv. 06.07.2017 wurde der Begriff 

der Tagespflege durch den der Kindestagespflege auf den aktuellen fachlichen 

Stand gebracht. In Absatz 2 wurden die Regelungen zu Hilfen im Ausland gestri-

chen, sowie die Möglichkeit zur Kombination verschiedener Hilfen ergänzt. Der 

§ 36b SGB VIII-E idFv 15.05.2017 wurde im Beschluss beibehalten und regelt somit 

die Zusammenarbeit beim Zuständigkeitswechsel. Angefügt wurde ein § 36c SGB 

VIII-E idFv. 06.07.2017, der die Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen genauer 

regelt (Bundesrat 2017b: 2f.). 

 

Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, mit welchen massiven Veränderungsan-

sätzen die Reform des SGB VIII durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz im Hin-

blick auf eine inklusive Lösung begonnen hat, um diese im Verlauf des Reformpro-

zesses immer weiter zurückzunehmen, bis deren ursprüngliche Ansätze im aktuel-

len Gesetzesbeschluss vom Juli 2017 kaum noch erkennbar sind. 

 

Im folgenden Abschnitt werden daher einige Haltungen zu den verschiedenen Re-

formansätzen, sowie Herausforderungen welche eine solche inklusive Lösung birgt, 

erläutert. 

 

4.2. Haltungen zur & Herausforderungen der „großen Lösung“ 

Wie bereits aus dem Verlauf der SGB VIII-Reform ersichtlich wurde, besteht hier 

keineswegs Einigkeit über die notwenigen Veränderungen eines Kinder- und Ju-

gendhilfegesetzes, welches den aktuellen Anforderungen und Gegebenheiten ent-

spricht. Der Großteil der beteiligten Akteure, gleichwohl ob aus dem Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe oder der Behindertenhilfe, ist sich jedoch im Grundsatz ei-

nig, dass eine inklusive Lösung für Kinder und Jugendliche mit (drohender) Behin-

derung in das System der Kinder- und Jugendhilfe sinnvoll und längst überfällig ist. 

„Für die volle und gleichberechtigte Teilhabe von Kindern und Jugendlichen stellt die 
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Aufteilung […] eine strukturelle Barriere dar, die in Wechselwirkung mit individuellen 

Beeinträchtigungen Behinderungen verursachen kann“ (Gerner, Oehme und Rohr-

mann 2018: 240). 

 

Kritisch betrachtet gilt es zu überlegen, ob die sogenannte "große Lösung" dem Ge-

danken der Inklusion gerecht werden kann. Denn handelt es sich bei ihr um eine 

bloße Verschiebung der Eingliederungshilfen für Kinder und Jugendliche in das 

SGB VIII, würde dies dem Maßstab der Inklusion nicht genügen. Vielmehr müsste 

es eine Überholung der SGB VIII Vorschriften geben, im Hinblick auf eine durchge-

hende Miteinbeziehung von Kindern und Jugendliche mit Behinderung in die regulä-

ren Gesetze (Wiesner 2012: 261f.). Dieser Ausgangspunkt konnte über den Ge-

setzentwicklungsprozess jedoch nicht erreicht werden. 

 

Schindler sieht in einer Erneuerung der Kinder- und Jugendhilfe, wie sie die Arbeits-

fassung zum neuen Gesetz (idFv. August 2016) darstellt, keine nennenswerte Ver-

besserung im Hinblick auf Inklusion, „Stattdessen würden insbesondere die sozial-

pädagogische Fachlichkeit der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Subsidiaritäts-

grundsatz nachhaltig beschädigt. […] Daher dürfe dieser Entwurf vorrangig zum 

Anlass genommen werden, über die essentiellen Grundzüge der Kinder- und Ju-

gendhilfe nachzudenken“ (Schindler 2016: 270). 

 

Positiver sehen dies Nüsken und Wegehaupt-Schlund. Nach ihnen führt diese Neu-

ordnung „paradigmatisch betrachtet in erster Linie zu nichts Minderem, als dass 

Heterogenität zur anerkannten Norm wird!“ (Nüsken und Wegehaupt-Schlund 2016: 

212). Dabei beziehen sie sich auch auf die Individualität aller Kinder und Jugendli-

chen, die durch die erweiterte Zuständigkeit der Kinder und Jugendhilfe für Kinder 

und Jugendliche mit geistigen und körperlichen Behinderungen nur weiter an Be-

deutung gewinnt (Nüsken und Wegehaupt-Schlund 2016: 212f.). 

 

Positiv bezüglich der ersten Entwürfe spricht sich der damalige Beauftragte der 

Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen Hubert Hüppe aus: „Die 

‚große Lösung‘ im SGB VIII entspricht am ehesten dem inklusiven Ansatz der UN-

Behindertenrechtskonvention. Im Vordergrund steht der Mensch und die Frage, wie 

er individuell am besten gefördert werden kann, nicht die Behinderung“ (Hüppe 

2012: 266). 
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Auch die Bundesvereinigung der Lebenshilfe, als großer freier Träger in der Behin-

dertenhilfe, sowie Norbert Müller-Fehling als (zu diesem Zeitpunkt) Vorsitzender der 

Bundesvereinigung für körper- und mehrfachbehinderte Menschen, welche auch die 

Selbsthilfegruppen vertritt, sprachen sich im Grundsatz für die große Lösung aus. 

Beide koppelten ihre Befürwortung jedoch an bestimmte Voraussetzungen (Bun-

desvereinigung Lebenshilfe e.V. 2017; Müller-Fehling 2016b). 

 

Durch die Kombinierung zweier Leistungen aus verschiedenen Gesetzbüchern wird 

durch die „Hilfen zur Entwicklung und Teilhabe“ eine Vereinheitlichung der „Pla-

nungsprozesse, Leistungsfinanzierung und […] Heranziehung der Leistungsberech-

tigten und anderer Personen zu den Kosten der Leistung“ notwendig (Referat für 

Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 12). 

 

So wird seitens der Behindertenhilfe beispielsweise ein einheitlicher Leistungstatbe-

stand gefordert, welcher eine Unterscheidung zwischen behinderten und nichtbe-

hinderten Kindern und Jugendlichen im Hilfeverfahren irrelevant machen würde. 

Begründet wird dies mit einer grundsätzlich inklusiven Ausrichtung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes, welche eine isolierte Betrachtung der Behinderung Abhilfe 

schafft (Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 2017: 2; Müller-Fehling 2016b: 2; Die 

Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 6). 

 

Gegen diesen einheitlichen Leistungstatbestand sprechen sich hingegen die obers-

ten Landesjugendbehörden, als Vertreter der Kinder- und Jugendhilfe, aus. Diese 

fordern auch im neuen SGB VIII bei den „bewährten Begrifflichkeiten und Verfahren“ 

der Kinder- und Jugendhilfe zu bleiben und schlagen am Beispiel der Hilfen zur Er-

ziehung vor, den § 27 SGB VIII in drei Abschnitte zu gliedern, welche die „Hilfen zur 

Erziehung und Entwicklung“, „Leistungen zur Teilhabe“ und die „Hilfen zur Ver-

selbstständigung für junge Volljährige“ umfassen sollen (Bange 2016: 2, 6). 

 

Während vor allem Inklusionsvertreter fordern, dass die "verfahrensrechtlichen Re-

gelungen gleichermaßen für erzieherische wie für Eingliederungsbedarfe gelten", 

stellt dies für den Bereich der erzieherischen Bedarfe ein fachliches Problem dar 

(Schindler 2016: 266). Verschärft wird dieses durch die Tatsache, dass die Auswahl 

der erforderlichen Hilfen dann nicht mehr in Kooperation mit den Beteiligten getrof-

fen wird, sondern „durch ein Auswahlermessen des Trägers der öffentlichen Ju-

gendhilfe ersetzt“ wird (Schindler 2016: 266). So würde dies für die Kinder- und Ju-

gendhilfe bedeuten, dass „eine sozialpädagogisch orientierte Hilfeplanung von ei-



 
Der aktuelle Inklusionsdiskurs 

 46 
 

nem bürokratisierten Verwaltungshandeln abgelöst wird“ (Schindler 2016: 266f.). 

Dabei gilt es zu bedenken, dass der Staat im Bereich der Erziehung von Kindern 

und Jugendlichen nach Art. 6 Abs. 2 GG zur Zurückhaltung verpflichtet ist, im Be-

reich der Eingliederungshilfen jedoch Leistungen eher offensiv angeboten werden 

sollen, was durch einen einheitlichen Leistungstatbestand schwierig zu vereinen 

sein dürfte (Schönecker 2017: 473). 

 

Wie auch Schindler sieht Struck einen einheitlichen Leistungstatbestand aus der 

Perspektive der Erziehungshilfen sehr kritisch. Er beschreibt sogar sehr drastisch, 

dass „die gesamte Architektur der Hilfen zur Erziehung – ohne Not! – [dem einheitli-

chen Leistungstatbestand] geopfert“ wird (Struck 2016: 262). 

 

Schönecker gibt metaphorisch zu bedenken, dass „der Grundgedanke von Inklusion 

[…] grundlegend missverstanden [wird], würde man ihn damit verbinden, dass sich 

auch nach dieser Eingangstür einfach alle ein freies Zimmer suchen könnten, da 

ohnehin überall das Gleiche zu bekommen ist. […] Differenzierung ist insofern nicht 

diskriminierend, sondern Grundvoraussetzung, wenn der Anspruch auf Herstellung 

gleicher Teilhabe-Möglichkeiten ernst gemeint ist“ (Schönecker 2017: 472). In die-

sem Zuge stellt Schönecker auch klar, dass ein einheitlicher Leistungstatbestand 

weniger von Nöten ist, als eine systemische Hilfeplanung, welche die behinde-

rungsbedingten Bedarfe nicht länger gesondert von der Gesamtsituation der jungen 

Menschen und ihrer Familien betrachtet (Schönecker 2017: 473f.). 

 

Bereits an diesem Beispiel wird deutlich, dass sich die Vertreter der Kinder- und 

Jugendhilfe, sowie der Behindertenhilfe von unterschiedlichen Grundideen zur Ge-

setzesreform leiten lassen und eine gemeinsame Basis schwierig zu finden sein 

dürfte. 

 

Durch die Kombinierung zweier Leistungen aus verschiedenen Gesetzbüchern wird 

durch die „Hilfen zur Entwicklung und Teilhabe“ eine Vereinheitlichung der „Pla-

nungsprozesse, Leistungsfinanzierung und […] Heranziehung der Leistungsberech-

tigten und anderer Personen zu den Kosten der Leistung“ laut Gesetzesbegründung 

notwendig (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 12). 

 

So fordert die Behindertenhilfe weiter, ein einheitliches Hilfeplanverfahren zu veran-

kern, welches auf den bisherigen Regelungen (§ 36 SGB VIII) beruht, jedoch unter 

dem Aspekt der Inklusion weiterentwickelt wird (Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 
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2017: 2). Hieran wird der Anspruch formuliert, dass das Verfahren „transparent, par-

tizipativ, fachlich fundiert und geeignet sein [muss], behinderungsspezifische Bedar-

fe zu erfassen“ (Müller-Fehling 2016b: 3). Hingegen fordert die Kinder- und Jugend-

hilfe, die Hilfeplanung beizubehalten und spricht von maßvollen Weiterentwicklun-

gen, die weder zu unverhältnismäßigem verwaltungstechnischem Mehraufwand, 

noch zu engen Regulierungen der Hilfeplanung führen dürfen (Bange 2016: 2). 

Durch die Erweiterung der Hilfeplanung von aktuell § 36 SGB VIII, auf ursprünglich 

geplante sieben Paragraphen (Entwurfsfassung idFv. 07.06.2016), welche dem Sys-

tem der Eingliederungshilfe nachempfunden sind, besteht die Befürchtung, dass die 

Hilfeplanung nicht länger ein kooperativer, partizipativer Prozess zwischen allen 

Beteiligten ist, „sondern medizinisch-psychologische Sichtweisen die Oberhand in 

der Kinder- und Jugendhilfe erhalten“ (Wiesner 2018b: 134). Die Kinder- und Ju-

gendhilfe betrachtet die Hilfeplanung vielmehr als „dialogisches Verhandlungsver-

fahren zur Verwirklichung individueller Rechtsansprüche“ (Gerner, Oehme und 

Rohrmann 2018: 245), „wird doch die beste Hilfe nicht in der 'optimalen', sondern 

vielmehr in der am weitesten im familiären System akzeptierten gesehen“ (Schö-

necker 2017: 474). Die „Prinzipien der Hilfeplanung […] Fachlichkeit, Beteiligung, 

Prozesshaftigkeit“ müssen laut der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 

zwingend erhalten bleiben (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2016: 

4). Die Gesetzesbegründung idFv. 07.06.2016 spricht derweil von der „Zielsetzung 

der Verbesserung der Bedarfsgerechtigkeit von Leistungen und damit die Steige-

rung ihrer sozialen Effizienz“ (Referat für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 

2016a: 30).  

 

Geht man im Sinne der UN-BRK von Behinderung als Wechselspiel zwischen der 

individuellen Beeinträchtigung und umweltbedingten Barrieren aus (Art.1 UN-BRK), 

so würde auch im Bereich der Eingliederungshilfe eine Bedarfsermittlung anhand 

der Beeinträchtigung allein ihren Zweck verfehlen. Vielmehr ist auch hier eine ganz-

heitliche Analyse der Gesamtsituation von Nöten, ähnlich dem Konzept der Hilfepla-

nung in der Kinder- und Jugendhilfe. Der Begriff der Teilhabe geht im Sinne der UN-

BRK über das Verständnis nach § 1 Abs. 2 SGB VIII-E idFv. 23.08.2016hinaus. Er 

beinhaltet „den Aspekt der Beteiligung und Mitgestaltung [...] [und] umfasst die Ebe-

ne der individuellen Unterstützung“, die Rohrmann vor allem auch in der partizipati-

ven Hilfeplanung verankert sieht (Rohrmann 2016: 2). Ein Vorschlag seitens der 

Behindertenhilfe wäre es daher, „ein zweischrittiges Verfahren [1. Bedarfsermittlung 

und 2. Hilfeplanung] mit einem, bei (drohender) Behinderung, Zwischenschritt, in 

dem der behinderungsspezifische Bedarf [nach ICF-CY] ermittelt wird“ zu etablieren 



 
Der aktuelle Inklusionsdiskurs 

 48 
 

(Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 10). Die obersten Landes-

jugendbehörden fordern hingegen die Leistungen und Verfahren in den Gesetzbü-

chern der Sozialhilfe zu belassen und im gegebenen Fall aus dem SGB VIII auf die-

se zu verweisen (Wiesner 2018b: 137). Somit würden die Verfahren der Kinder- und 

Jugendhilfe unberührt bleiben. 

 

Betrachtet man die Anforderungen an die Tragweite der Gesetzesreform, wird deut-

lich, dass die obersten Landesjugendbehörden einen Verbleib der Teilhabeleistun-

gen im Sozialgesetzbuch fordern, sofern es sich nicht explizit um spezifische Bedar-

fe handelt, welche der Kindheit oder Jugend zugeordnet werden (Bange 2016: 2). 

Dieser Forderung steht der Ansatz der Behindertenhilfe, ein insgesamt inklusiv aus-

gerichtetes SGB VIII einzuführen, welches eine Gesamtzuständigkeit für die Belan-

ge aller Kinder und Jugendlichen, aufgrund ihres Daseins als Kind oder Jugendli-

che*r, ohne Einschränkungen beinhaltet, entgegen. (Müller-Fehling 2016b: 4). 

 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung fordern eine Übernahme der Ein-

gliederungsleistungen in das SGB VIII in Zusammenhang mit deren Weiterentwick-

lung auf kinder-, jugend- sowie familienspezifische Lebenslagen und Bedarfe (Die 

Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 7f.). Die obersten Landesju-

gendbehörden sprechen sich hingegen ganz klar gegen eine Ausweitung der Leis-

tungen und Verwaltungsaufgaben aus (Wiesner 2018b: 137). 

 

Weitere Unterschiede der Kinder- und Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe sind 

die Grundlagen und Verfahren zur Kostenheranziehung/-beteiligung der Betroffe-

nen. Bei einer Übernahme der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit 

geistigen und körperlichen Behinderungen in die Kinder- und Jugendhilfe müsste 

dieses Thema bearbeitet werden, denn schon jetzt sind die „unterschiedlichen For-

men der Heranziehung (verfassungs-)rechtlich nicht unproblematisch, wenn man 

sich vergegenwärtigt, dass Eltern mit gleichem Einkommen im Hinblick auf die Ein-

gliederungshilfe für Kinder mit seelischer Behinderung stärker herangezogen wer-

den als Kinder mit körperlicher oder geistiger Behinderung“ aufgrund ihrer unter-

schiedlichen Gesetzesverankerung (Wiesner 2012: 260). Geht man von einem in-

klusiven SGB VIII im Sinne der oben genannten fehlenden Unterscheidung zwi-

schen behinderten und nicht behinderten Kindern und Jugendlichen aus, so würde 

sich diese Thematik nicht allein auf die soeben angesprochenen Fälle beziehen, 

sondern eine einheitliche Lösung für alle zur Kostenbeteiligung vorgesehenen Leis-
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tungen und Hilfen im SGB VIII notwendig machen (Die Fachverbände für Menschen 

mit Behinderung 2017: 24). 

 

Nicht nur im Bereich der Kostenheranziehung spielen Finanzen in diesem Reform-

prozess eine wichtige Rolle. Auch die Finanzierung der einmaligen Neuordnungen 

durch das KJSG, sowie die dauerhaften Veränderungen durch geplante Neuord-

nungen der Zuständigkeiten werfen einige Fragen zum Thema Finanzierung auf. 

 

So fordern die obersten Landesjugendbehörden vor einer „Zusammenführung der 

Eingliederungshilfe im SGB VIII die Probleme im Hinblick auf die damit im Zusam-

menhang stehenden erforderlichen finanziellen, personellen, organisatorischen und 

strukturellen Verschiebungen zwischen Landes- und kommunaler Ebene grundsätz-

lich zu erörtern und zu lösen“ (Wiesner 2018b: 137). Dabei führen länderspezifische 

Regelung der Organisation und Finanzierung der Eingliederungshilfe nach dem 

SGB XII zu unterschiedlichen Folgen einer eventuellen Umstrukturierung und Neu-

regelung der Zuständigkeiten für die einzelnen Bundesländer (Wiesner 2012: 259). 

 

So stellt ein Zuständigkeitswechsel nicht nur rein finanziell, sondern auch im Hin-

blick auf das Personal aller beteiligten Träger eine erhebliche Herausforderung dar. 

Bei einer inklusiven Umgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe kommen ebenso 

erhebliche Neuerungen auf die Jugendämter zu. Durch die Erweiterung der Zustän-

digkeit um Kinder und Jugendliche mit geistigen und körperlichen Behinderungen, 

sowie der Anpassung der bestehenden Angebote auf diese erweiterte Zielgruppe, 

werden auch hier Veränderungen notwendig. So ist neben einer finanziellen und 

personellen Anpassung, ebenso ein Zugewinn an, den Veränderungen entspre-

chender Fachlichkeit, Wissen und Kompetenz unumgänglich (Wiesner 2012: 263). 

„Jeder Neuzuschnitt der Aufgabenverantwortung ist deshalb zwangsläufig mit einem 

Erwerb zusätzlicher Kompetenzen verbunden“ (Wiesner 2012: 259). 

 

In Diesem Zusammenhang weist Struck jedoch kritisch darauf hin, dass „Eine Stär-

kung der Jugendämter […] eine Stärkung ihrer fachlichen Personalressourcen […] 

und nicht eine Ausweitung ihrer Ermessensspielräume“ sein muss (Struck 2016: 

262). Hierbei bezieht er sich auf die (idFv. August 2016) geplanten Veränderungen 

des § 36b SGB VIII, welcher den Leistungsberechtigten lediglich den Anspruch auf 

ein pflichtgemäßes Ermessen der Mitarbeiter*innen der Jugendämter als Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe bei den Belangen der geeigneten Hilfen vorsieht (Häbel 

2016: 276). Zudem dürfe eine solche Veränderung keine Einschränkung des 
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Wunsch- und Wahlrechts der Betroffenen zur Folge haben (Die Fachverbände für 

Menschen mit Behinderung 2017: 10). Dabei unterstellt Struck den Gesetzgebern 

aus ähnlichen Gründen, der Gesetzentwurf (idFv. August 2016) stehe nunmehr un-

ter dem Motto „Vom Budget her denken! Verwaltungen Stärken!" (Struck 2016: 

260). 

 

Neben diesen grundsätzlichen Standpunkten zur Reform, gehen einige Diskussio-

nen auch weiter ins Detail und beschäftigen sich mit einzelnen Formulierungen oder 

den rechtlichen Tragweiten verschiedener Neuerungen. 

 

4.2.1. Einzelne Begrifflichkeiten & rechtliche Feinheiten 

Insgesamt soll sich das KJSG aufgrund seiner inklusiven Grundhaltung vom Begriff, 

sowie dem Handlungsbild der Hilfe abwenden. Begründet wird diese Abkehr mit 

einer hierarchischen Anordnung im Verständnis von Hilfe, welches mehr dem Ge-

danken der Integration entspricht. Inklusion verlang vielmehr die Zusammenarbeit 

auf Augenhöhe, welche durch diese Begriffsabkehr verdeutlicht werden soll (Referat 

für Rechtsfragen der Kinder- und Jugendhilfe 2016a: 6). 

 

Wiesner sieht die Streichung des Begriffs Hilfe, zugunsten des Wortes Leistung kri-

tisch. Die Begründung, dass Hilfe eine einseitige Handlung beschreibt sei hierbei zu 

eng gefasst. "Die für den Hilfeprozess typische Asymmetrie muss mithilfe von 

Kommunikation für einen kooperativen Prozess und die Herstellung von Selbstwirk-

samkeit genutzt werden" (Wiesner 2018b: 132). Seithe geht von einem falschen 

Begriffsverständnis von Hilfe aus, das sich bei negativer Auslegung auf Wohltätig-

keit bezieht, im Sinne der Sozialen Arbeit und speziell der Kinder- und Jugendhilfe 

jedoch auf „die Hilfe zur eigenständigen Veränderung“, sowie einen „zwischen-

menschlichen Prozess“ abzielt (Seithe 2016: 6). Zudem stellt diese Veränderung 

einen Wandel von der humanistischen, hin zu einer neoliberalen Grundhaltung der 

Kinder- und Jugendhilfe dar, welche sich durch die Definition des SGB VIII als künf-

tiges Leistungsgesetz verdeutlicht (Seithe 2016: 5). 

 

Auch im Bereich der Hilfen zur Erziehung wird nicht nur die inhaltliche Änderung 

diskutiert. Auch die neue Bezeichnung „Leistungen zur Entwicklung und Teilhabe“ 

(§ 2 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016) sorgt für Kritik. Der Begriff der Erziehung ist nach 

den obersten Landesjugendbehörden zwingend beizubehalten (Bange 2016: 6). 

Auch die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ) sieht den Begriff 
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der Erziehung als „Kernbereich des Selbstverständnisses der Kinder- und Jugend-

hilfe“ (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2016: 3). Für eine Beibehal-

tung der Begrifflichkeiten insgesamt, sowie der damit einhergehenden Verfahren 

sprechen sich die obersten Landesjugendbehörden aus (Wiesner 2018b: 137). 

 

Die AGJ kritisiert eine Vielzahl solcher Begriffsänderungen im Arbeitsentwurf idFv. 

August 2016 und betont, dass sich hierdurch nicht nur Begrifflichkeiten, sondern 

auch inhaltliches, sowie fachliches verändert. „Die Begriffswechsel nehmen der Pra-

xis ihre normativen und identitätsstiftenden Anknüpfungspunkte“ was es in dieser 

Form absolut zu vermeiden gilt (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 

2016: 2). So lautet die Forderung: „Erziehung und Hilfe als Selbstverständnis der 

Kinder- und Jugendhilfe nicht aufgeben!“ (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Ju-

gendhilfe 2016: 2). 

 

Ein weiteres Beispiel für eine vermeintlich kleine Änderung im Gesetzestext ist die 

Anpassung des § 1 SGB VIII. Durch die Ergänzung möglichst eigenverantwortliche, 

gemeinschaftsfähige sowie selbstbestimmte Persönlichkeit (§ 1 Abs. 1 SGB VIII-E 

idFv. 07.06.2016) wird der Anspruch auf eine entsprechende Hilfe minimiert und 

vom Ermessen des Sachbearbeiters oder der Sachbearbeiterin abhängig gemacht 

(Häbel 2016: 276). 

 

Die Übertragung des Hilfeanspruchs der Hilfen zur Erziehung §§ 27, 30 bis 

41 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 auf das Kind bzw. den Jugendlichen sieht Wiesner 

kritisch, da dies den Eindruck vermittelt, das Kind wäre für seine Erziehung verant-

wortlich. Hierdurch werden die Sorgeberechtigten in ihrer Rolle nicht ernst genom-

men (Wiesner 2018b: 132). Struck geht hingegen davon aus, dass eine Zunahme 

der Rechtsansprüche die dem Kind oder Jugendlichen selbst obliegen bei einer 

Aufnahme der Eingliederungshilfe in das SGB VIII unumgänglich ist. Er sieht hierin 

eine ideologische Diskussion, welche bei einem Rechtsanspruch der Personensor-

geberechtigten auf Familien- sowie Erziehungshilfen (§§ 28, 30, 30f, 30g, 36 bis 41 

SGB VIII-E idFv. 07.06.2016) entkräftet werden kann (Struck 2016: 261). Eine ähnli-

che Forderung ist ein "gemeinsamer bzw. spiegelbildlich aufeinander bezogener 

Rechtsanspruch von Eltern und Kindern", welcher die Rechte und Leistungsansprü-

che aller Beteiligten vereinen soll (Bange 2016: 6). Dabei soll nach Möglichkeit der 

Rechtsanspruch der Eltern vom Leistungsanspruch ihres Kindes bzw. Jugendlichen 

losgelöst werden (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2016: 3). Auch 

die Behindertenhilfe fordert im Zusammenhang mit dem einheitlichen Leistungstat-
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bestand einen eigenständigen Rechtsanspruch für das Kind bzw. den Jugendlichen, 

betont aber auch, dass kein bislang leistungsberechtigter Personenkreis verloren 

gehen darf (Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 7). Betrachtet 

man diese Veränderung jedoch nicht bezogen auf den einheitlichen Leistungstatbe-

stand und somit eher durch die Brille der Eingliederungshilfe, lässt sich aus dem 

Blick der Kinder- und Jugendhilfe erkennen, dass eine Loslösung des Anspruchs 

der Eltern von dem des Kindes bzw. des oder der Jugendlichen eine „Ablehnung 

oder zumindest Zurückdrängung des familienzentrierten und familiensystemischen 

Arbeitsansatzes“ bedeutet (Seithe 2016: 17). Aufzuzeigen ist in diesem Zusammen-

hang, dass die ambulanten Hilfen zur Erziehung, als Hilfe für Kinder und Jugendli-

che durch die Unterstützung der elterlichen Erziehungskompetenzen konzipiert sind 

(Seithe 2016: 17). Diese Gewichtung geht durch die Veränderte Gesetzgebung 

deutlich verloren. 

 

Durch die Umstrukturierung der Hilfe zur Erziehung § 27 SGB VIII-E idFv. 

03.02.2017 enthält diese einen „doppelten Nachrang“: zum Einen gegenüber soge-

nannten infrastrukturellen Angeboten und Regelangeboten, zum Anderen gegen-

über Gruppenangeboten, aufgrund des Nachrangs von Individualleistungen gegen-

über Gruppenangeboten (Wiesner 2018b: 133). Diesem Nachrang steht auch die 

Behindertenhilfe kritisch gegenüber und betont, dass die individuellen Leistungsan-

sprüche nicht durch infrastrukturelle oder präventive (Regel-)Angebote beschnitten 

werden dürfen (Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 15). Auch 

Schönecker schreibt, „dass nicht das eine gegen das andere ausgespielt werden 

soll“ und somit sowohl Strukturangebote ausgebaut wie Individualleistungen ge-

währt werden sollen (Schönecker 2017: 475). 

 

Individualleistungen bergen hingegen die Gefahr, auf Besonderheiten speziell auf-

merksam zu machen und so eine angestrebte Integration zu gefährden (Rohrmann 

2016: 2). Es besteht weiter die Gefahr des „Auffangen[s] struktureller Defizite über 

Individualhilfen [, welche] die Notwendigkeit systemischer Weiterentwicklungen ver-

decken, ggf[.] sogar hemmen kann“ (Schönecker 2017: 475). Weiter betont auch 

sie, dass „Individualhilfen regelmäßig mit einem höheren Anteil an Stigmatisierung 

verbunden und damit von geringerer Inklusionswirkung“ sind (Schönecker 2017: 

475). Von Seiten der Kinder- und Jugendhilfe schlägt Bange diesbezüglich vor, den 

ausdrücklichen Nachrang von Individualleistungen in eine „Kann-Regelung“ umzu-

formulieren (Bange 2016: 6f.), wodurch sich an den individuellen Bedarfen orientie-

rende Auswahlentscheidungen getroffen werden könnten. 
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Eine weitere einschneidende Veränderung im Bereich der Hilfen zur Erziehung be-

steht im geplanten Auswahlermessen (§ 27 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016) des öf-

fentlichen Trägers bezüglich der geeigneten Leistungen. Somit haben Kinder und 

Jugendliche keinen Rechtsanspruch auf eine spezifische Leistung, sondern lediglich 

einen allgemeinen Leistungsanspruch in Verbindung mit einer ermessensfehlerfrei-

en Auswahl die durch den öffentlichen Träger erfolgt (Häbel 2016: 276). Die AGJ 

beschreibt diese Veränderung als „paternalistisch-fürsorgliche Tendenzen in der 

Hilfe-/Leistungsauswahl“ (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2016: 5). 

Kritisch betrachtet lässt sich somit festhalten: „Die Betroffenen werden in der Leis-

tungsplanung zu verpflichteten Zuschauern degradiert“ (Seithe 2016: 7). 

 

Auch die Hilfen für junge Volljährige stehen in ihrer Neufassung des SGB VIII-E 

(§ 28 idFv. 07.06.2016) massiv unter Kritik. So sind diese Hilfen als reine Fortset-

zungshilfen konzipiert, welche nur in Ausnahmefällen auch als erstmalige Hilfe nach 

Eintritt der Volljährigkeit gewährt wird. Durch die Ergänzung um die Bedingung, 

dass das Hilfeziel der Verselbstständigung während der Hilfe erreichbar sein muss, 

wurde der Zugang zusätzlich erschwert, sowie dem Jugendamt weiterer Ermes-

sensspielraum eingeräumt (Wiesner 2018b: 134). 

 

Diese verschiedenen Änderungen und Formulierungen legen die Vermutung nahe, 

dass es dem Gesetzgeber weniger um eine Verbesserung der Bedarfsdeckung 

geht, als vielmehr um eine Kosteneinsparung (Wiesner 2018b: 133f.). „Einigkeit 

dürfte aber darin bestehen, dass die Zusammenführung der Leistungen für alle Kin-

der und Jugendlichen unter dem Dach des SGB VIII nicht zum Anlass genommen 

werden darf, Rechtsansprüche zu unterhöhlen, Elternrechte zu beschneiden, das 

Wunsch- und Wahlrecht einzuschränken, das Verhältnis von freier und öffentlicher 

Jugendhilfe aus dem Gleichgewicht zu bringen oder Einschnitte bei einer bedarfsge-

rechten, auskömmlichen Leistungserbringung vorzunehmen“ (Müller-Fehling 2016a: 

274). 

 

Insgesamt sieht Schönecker in dem Ziel, jegliche Einschränkungen der Teilhabe 

von Kindern und Jugendlichen durch diese Reform auszustechen eine Überforde-

rung und nicht leistbare Aufgabe für die Kinder- und Jugendhilfe (Schönecker 2017: 

473). Gefordert wird die „Abschaffung von Parallelstrukturen und Sondereinrichtun-

gen“, welche nur realisiert werden kann, wenn „Regelsysteme qualitativ so umge-

staltet werden, dass die Bedarfe aller Personen abgedeckt werden“ können, woraus 

sich eine Aufgabe für alle Leistungssysteme ergibt (Wiesner 2012: 261). 
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4.3. Stand der Dinge und mögliche Entwicklungen 

Da es sich beim KJSG um ein Zustimmungsgesetz handelt, ist gemäß Art. 77 GG 

eine Zustimmung des Bundesrates für ein Inkrafttreten zwingend erforderlich. Da 

diese Zustimmung bislang nicht erfolgt ist, liegt die Vermutung nahe, dass der Bun-

desrat in seiner aktuellen Besetzung dem KJSG in der vom Bundestag beschlosse-

nen Fassung, im Falle einer Abstimmung, nicht mehrheitlich zustimmen würde. Auf-

grund des Grundsatzes der „Diskontinuität (Nicht-Fortsetzung)“ des Bundestages, 

der durch die Wahlen zum 19. Deutschen Bundestag 2017 zum Tragen gekommen 

ist, wäre eine Zurückweisung des Gesetzes zur erneuten Überarbeitung in den 

Bundestag nicht mehr möglich (Deutscher Bundestag 2018). Das Gesetzgebungs-

verfahren müsste erneut begonnen werden. Daher lässt sich die Hypothese aufstel-

len, dass eine Abweisung des KJSG im Bundesrat aufgeschoben wird, um ein offi-

zielles Scheitern dieses Gesetzes zu verhindern bzw. aufzuschieben. 

 

Insgesamt lässt sich jedoch festhalten, dass die inklusive Lösung nach dem vom 

Bundestag beschlossenen KJSG keinen Einzug in die Kinder- und Jugendhilfe er-

halten wird (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2018a). 

Diese Streichung der inklusiven Lösung aus dem nun durch den Bundestag be-

schlossenen Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen wird von den 

kommunalen Spitzenverbänden begrüßt. Begründet wird dies mit zu vielen unge-

klärten Fragen bezüglich Personal, Organisation und Finanzierung dieses Ansatzes 

(Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2017: 2). 

 

Während das KJSG bislang noch nicht offiziell gescheitert ist, lud das Bundesminis-

terium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 6.November 2018 zu einer 

Konferenz ein, welche die Auftaktveranstaltung eines breit geführten Dialog- sowie 

Beteiligungsprozesses darstellte, welche unter Beteiligung der Fachwelt und auch 

Betroffener, die Kinder- und Jugendhilfe auf Grundlage der im aktuellen Koalitions-

vertrag festgeschriebenen Ziele, weiterentwickeln soll. Franziska Giffey, Bundesmi-

nisterin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend spricht hierbei von einer „Moder-

nisierung des Kinder- und Jugendhilferechts“ (Bundesministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend 2018c). 

 

Weitergeführt werden wird dieser Prozess nun im Rahmen einer Arbeitsgruppe un-

ter der Leitung von Caren Marks (Parlamentarische Staatssekretärin bei der Bun-

desjugendministerin). Dabei sollen ebenfalls die bereits gewonnenen Erkenntnisse 
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aus den Stellungnahmen und Anhörungen im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 

zum KJSG ausgewertet und miteinbezogen werden. Verfolgt werden kann dieser 

Prozess auf der eigens dafür eingerichteten Internetseite www.mitreden-

mitgestalten.de (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

2018c; Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2018b). 

 

5. Handlungs- & Entwicklungsempfehlungen 

Wie aus den bisherigen Ausführungen bereits deutlich wurde, ist eine Reform des 

SGB VIII aufgrund der gesellschaftlichen Veränderungen, unter Berücksichtigung 

wissenschaftlicher Erkenntnisse seit seiner Einführung im Jahre 1990 notwendig. 

Auch über die Verankerung der Rechte und Leistungen aller Kinder und Jugendli-

chen, gleich ob ohne oder mit welchen Behinderungen im Kinder- und Jugendhilfe-

recht (SGB VIII) besteht weitgehende Einigkeit, wie die Darstellungen gezeigt ha-

ben. Daher sollen im Folgenden die Voraussetzungen für eine solche inklusive Aus-

gestaltung des SGB VIII näher beleuchtet werden. 

 

5.1. Politik 

Bei der Verwirklichung einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe handelt es sich in 

erster Linie um ein politisches Geschehen, welches sich in Form von Gesetzesver-

änderungen ausdrücken muss. Hierzu kann der Beteiligungsprozess, welcher durch 

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in Form der Auf-

taktveranstaltung und der daran anschließenden Arbeitsgruppe initiiert wurde als 

Chance genutzt werden, dass die Politik das Wissen und die Erfahrungen aus Wis-

senschaft, Praxis und der Betroffenen in die Gesetzesinitiative mit einbindet. Nach-

folgend sollen einige Empfehlungen zusammengetragen werden, welche zu einer 

gelingenden Reform führen können. 

 

Schönecker sieht als einen der Hauptgründe der vermeintlich gescheiterten Reform 

durch das KJSG, dass die Eingliederungshilfe in die Kinder- und Jugendhilfe inte-

griert werden muss. Vielmehr solle als „Ziel der Zusammenführung beider Hilfesys-

teme als 'etwas Neues' – im Sinne einer beiderseitigen und im Interesse der Gestal-

tung fachlich angemessener Unterstützung sich möglichst gegenseitig bereichern-

den Neukonstruktion“ angesehen werden, wodurch die Reform eine neue Grundhal-

tung erfährt (Schönecker 2017: 471). Dabei gilt es nicht nur die Vorhandenen Unter-
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schiede in den Blick zu nehmen, sondern vorrangig die Gemeinsamkeiten als Aus-

gangspunkt zu nutzen, die „Zwischenräume aufspüren“, wie Schönecker es aus-

drückt (Schönecker 2017: 475).  

 

Um eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe zu erreichen, gilt es grundlegende Barrie-

ren zu beseitigen. „Ins Zentrum gestellt werden muss dazu die Frage, wie die Vo-

raussetzungen für eine möglichst gemeinsame Nutzung sozialpädagogischer 

Dienstleistungen und Einrichtungen durch heterogene Gruppen verbessert werden 

kann“ (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 243). Hieraus könnten nicht nur Kinder 

und Jugendliche mit Behinderungen, sowie deren Familien einen Vorteil ziehen, 

sondern der Individualität jedes Einzelnen würde mehr Rechnung getragen werden. 

Bezüglich des Abbaus von Barrieren gilt es demnach vielerlei Ebenen zu beachten. 

Da wären zum einen bauliche Barrieren, welche nicht erst seit den Überlegungen 

der inklusiven Lösung thematisiert werden. Doch auch Barrieren im Hinblick auf 

Verfahren und Beteiligung gilt es im Sinne einer inklusiven Ausrichtung zu themati-

sieren und zu beheben. So sollte die „Weiterentwicklung niederschwelliger und bar-

rierefreier Beratungs- und Partizipationsverfahren“ in dem neuen Gesetzgebungs-

verfahren Beachtung finden (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 247). 

 

Von besonderer Bedeutung erscheint in diesem Zusammenhang auch die Jugend-

hilfeplanung, welche im Hinblick auf einen erweiterten Zuständigkeitsbereich eben-

falls Entwicklungspotentiale offen hält. Eine Beteiligung an Planungsprozessen, wie 

dies in der Kinder- und Jugendhilfe der Fall ist, kann in der Eingliederungshilfe ver-

geblich gesucht werden. Folglich können die Interessen der Kinder und Jugendli-

chen mit Behinderungen in den kommunalen Planungsprozessen als unterrepräsen-

tiert angesehen werden und würden durch die Umsetzung der inklusiven Lösung, 

bei entsprechender Weiterentwicklung erheblich an Bedeutung gewinnen. Notwen-

dig wäre daher „die Einbindung von Selbstvertretungen von Adressatinnen und Ad-

ressaten in die rechtlich verankerten Gremien der öffentlichen Jugendhilfe- und 

Teilhabeplanung“ (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 247). Daher ist eine ver-

bindliche „Weiterentwicklung der Angebotsstrukturen und der kommunalen Teilha-

bestrukturen von Kindern- und Jugendlichen“ durch eine inklusive Jugendhilfepla-

nung zu verankern (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 248). Dabei sollte eine 

partizipativ sozialräumlich ausgerichtete Angebotsplanung Aufgabe der Kommunen 

werden und somit unabhängig von einzelnen Leistungsträgern als ein Gesamtkon-

zept entwickelt werden (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 248f.). 
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Bei der Verwirklichung einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe kommen neue Auf-

gaben, Personengruppen und somit Herausforderungen auf das Personal sowohl 

der öffentlichen, als auch der freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe zu. Auch die 

Träger der Eingliederungshilfe, welche sich den Kindern und Jugendlichen mit Be-

hinderung gewidmet haben, müssten sich den neuen Gegebenheiten anpassen. 

Daher gilt es zu klären, in welcher Art und Weise das Personal entsprechend den 

neuen Aufgaben und Veränderungen geschult und qualifiziert werden kann (Die 

Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 9). Bei einer Erweiterung der 

Zuständigkeit, sowie einer Anpassung der Settings auf individuelle Bedarfe ist 

ebenso eine Anpassung der Personaldecke zu beachten, welche ebenso Voraus-

setzung für eine fachlich qualifizierte Arbeit ist. Darüber hinaus steigt die Bedeut-

samkeit der interdisziplinären Zusammenarbeit. Durch den erweiterten Personen-

kreis der Zuständigkeit kommen neue Aufgaben und Fragestellungen auf die Kin-

der- und Jugendhilfe zu, welche durch die Zusammenarbeit mit Fachleuten der bis-

lang allein zuständigen Professionen gemeistert werden können (Wiesner 2012: 

262; Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 246). „Daneben sind die Vernetzung und 

die enge Kooperation mit den bislang traditionell getrennten Systemen der Sozial-

verwaltung, der Jugendverwaltung, der Schule und der Arbeitsverwaltung politisch 

zu überwinden“ (Nüsken und Wegehaupt-Schlund 2016: 218). 

 

Ausreichend kann hier jedoch nicht nur eine Zusammenarbeit sein. Um den indivi-

duellen Bedürfnissen der Adressatinnen und Adressaten gerecht werden zu können, 

ist vielmehr die Schaffung von multiprofessionellen Teams eine entscheidende Vo-

raussetzung (Nüsken und Wegehaupt-Schlund 2016: 218). Weiter haben speziell 

die Mitarbeiter*innen der öffentlichen Träger die Aufgabe der „Koordination, Modera-

tion und Abstimmung von sehr komplexen Hilfe-Prozessen“, auf welche sie vorbe-

reitet werden müssen (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 246). 

 

Angrenzend an diese Thematik stellt sich die Frage der Regelung von Zuständig-

keitsübergängen. Durch die Zuständigkeit für Kinder- und Jugendliche mit Behinde-

rungen ist die Wahrscheinlichkeit, dass auch über das Stadium der Kindheit und 

Jugend hinaus Leistungen und Unterstützungsangebote benötigt werden erheblich 

gestiegen. Daher ist der Übergang der Zuständigkeit von der Kinder- und Jugendhil-

fe, beispielsweise in die Eingliederungshilfe regelungsbedürftig. 

 

Der Übergang der jungen Volljährigen mit Behinderung aus dem System der Kinder- 

und Jugendhilfe in die Eingliederungshilfe sollte konkret geregelt sein, um Streitig-
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keiten der Zuständigkeit und Finanzierung vorab aus dem Weg zu räumen. Denkbar 

wäre hier beispielsweise eine klar definierte Altersbegrenzung, die zwischen dem 

Erreichen der Volljährigkeit und der allgemeinen Altersgrenze der Kinder- und Ju-

gendhilfe (27.Lebensjahr) liegt. Welches Alter genau hier zu bestimmen wäre, 

müsste durch fachliche Diskussionen geklärt werden. Findet ein solcher Zuständig-

keitswechsel auf Ebene der Verwaltung und Finanzierung zum festgelegten Zeit-

punkt statt, sollte sichergestellt werden, dass dieser keine gravierenden Verände-

rungen im Leben der Betroffenen nach sich zieht. Beispielsweise sollte der Verbleib 

in der gewohnten Umgebung, sowie vertrauten Personen bestehen bleiben, was 

gesetzlich zu regeln wäre. Ist ein Wechsel jedoch aus anderen Gründen sinnvoll, 

sollte dieser fließend gestaltet werden können (Wiesner 2012: 262). Hierfür ist ein 

Übergangsmanagement zu etablieren, dass unter Beteiligung aller (auch künftig) 

Zuständigen, vor allem jedoch den jungen Volljährigen, sowie deren Vertrauensper-

sonen, einen solchen Wechsel garantiert (Die Fachverbände für Menschen mit Be-

hinderung 2017: 19). Denkbar wäre in diesem Rahmen ein „Verfahren[s] zum Kos-

tenausgleich“, welches die finanzielle Zuständigkeit von dem Verbleib der jungen 

Volljährigen in den Leistungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe trennt 

(Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 2017: 18). 

 

Im Gesamten ist eine Erweiterung der „im SGB VIII bereits angelegte[n] systemi-

sche[n] Perspektive, die darauf abhebt, alle wesentlichen Kontexte einzubeziehen, 

die im Einzelfall in ihrer Gesamtheit die Bedingungen des Aufwachsens ausmachen“ 

(Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 244) auch im Hinblick auf den neuen Perso-

nenkreis der Kinder und Jugendlichen mit Behinderung und deren Familien wichtig. 

Diese muss auch Einzug in die an die neuen Bedarfe angepasste Hilfeplanung fin-

den. Entscheidend sind hierbei die „Sicherstellung von Transparenz, rechtliche[r] 

Aufklärung und Mitsprache der Adressatinnen und Adressaten“ über den gesamten 

Prozess hinweg (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 246). Nur so kann eine 

ganzheitliche Unterstützung der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien passgenau 

erfolgen. Bei einer Beratung, Betreuung und Begleitung von Familien, Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderungen durch Regeleinrichtungen und Regelangebote, wie 

dies der konsequent inklusive Gedanke vorsieht, sind flexible Angebote, welche 

„sich auf unterschiedliche Bedarfe“ einstellen essentiell. Ziel sind hierbei „maßge-

schneiderte Hilfen“, welche aus einer „bunte[n], breite[n], inklusive[n] Hilfeland-

schaft“ entstehen können (Wiesner 2012: 262). Für die hierfür „notwendigen kleine-

ren Betreuungssettings, um individueller arbeiten zu können, sind die wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen und das Leistungsrecht eine notwendige Vorausset-
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zung“ (Nüsken und Wegehaupt-Schlund 2016: 218). Der Gedanke einer kostenneut-

ralen Reformierung der Kinder- und Jugendhilfe im Hinblick auf Inklusion ist daher 

als vollkommen abwegig zu betrachten. 

 

5.2. Praxis der Kinder- und Jugendhilfe 

Veränderungen hin zu mehr Inklusion in der Kinder- und Jugendhilfe können jedoch 

nicht allein durch administrative Anpassungen erfolgen. In der Praxis ist hierzu vor 

allem ein entsprechendes Selbstverständnis von Nöten, welches „Ansätze einer 

diversitätsbewussten und differenzsensiblen Sozialen Arbeit“ mit den bisherigen 

Ansätzen vereint. Dazu ist die „Reflexion von (fachlichen) Normalitätskonstruktio-

nen, stereotypen Zuschreibungen und […] [die] Überwindung einseitig verengter 

Aufmerksamkeitsrichtungen“ von entscheidender Bedeutung (Gerner, Oehme und 

Rohrmann 2018: 244f.). Eine Haltung der Reduzierung der Adressatinnen und Ad-

ressaten auf einzelne Eigenschaften oder gar Kriterien muss von allen beteiligten 

Professionen überwunden werden (Gerner, Oehme und Rohrmann 2018: 243; 

Schäfer 2018: 1592). 

 

Es wird ein Einlassen auf Veränderungen und neue Anforderungen gefordert. Ver-

bunden wird dies mit einer Weiterentwicklung des Selbst- und Hilfeverständnisses 

sein, welches in dieser Arbeit bereits mehrfach erwähnt ist (Schönecker 2017: 473). 

 

Schäfer betont, dass die Kompetenz einer inklusiven Haltung nicht vorausgesetzt 

werden kann und daher auch Aufgabe der Fortbildungsstätten und Ausbildungsträ-

ger sein muss (Schäfer 2018: 1592f.). Die Veränderungen in Bezug auf Haltung, 

Zielgruppe und Aufgaben müssen somit Umsetzung in der Aus-, Fort und Weiterbil-

dung von Fachkräften finden. 

 

Die Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend stellt eine gute Grundlage für eine Beteiligung der Praxis am Gesetzgebungs-

verfahren rund um eine Reform des SGB VIII dar. Dabei liegt es nun an den Ak-

teur*innen der Praxis der Sozialen Arbeit, gleich ob aus dem Feld der Eingliede-

rungshilfe oder dem der Kinder- und Jugendhilfe sich aktiv in das Geschehen mit 

einzubringen und für die Interessen der Professionellen selbst, wie auch die der 

Adressat*innen einzustehen. 
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6. Zusammenfassung 

Bevor ein abschließendes Resümee gezogen werden kann, sollen die Erkenntnisse 

dieser Arbeit in diesem Abschnitt noch einmal zusammengefasst werden. 

 

Der Inklusionsbegriff kann aufgrund seiner Komplexität und vielfältigen Anwen-

dungsbereiche nicht allgemeingültig definiert werden. In Anlehnung an die Sys-

temtheorie nach Luhmann, das Phasenmodell nach Sander und Hinz, sowie die 

Adäquatheitsbedingungen nach Behrendt wird ein Begriffsverständnis erarbeitet, 

welches die Begriffe Inklusion und Exklusion in Abhängigkeit zueinander sieht. Da-

bei stellen diese das Maß der sozialen Einbindung und Teilhabe dar. Der Aspekt der 

aktiven und selbstbestimmten Entscheidungsmöglichkeiten der jeweiligen Personen 

ist hierbei zu beachten. Inklusion wird im Kontext von Behinderungen betrachtet. 

 

Weiter wird die Haltung der deutschen Politik zum Thema der Inklusion herausgear-

beitet. Dabei wird deutlich, dass die Ratifizierung der UN-BRK eine klare Stellung-

nahme darstellt, welche sich im Sinne des erarbeiteten Begriffsverständnisses für 

Inklusion ausspricht. Zur Umsetzung der UN-BRK ist ein Aktionsplan erarbeitet wor-

den, welcher bereits durch einen zweiten Aktionsplan aktualisiert worden ist. Auch in 

den Koalitionsverträgen der vergangenen Legislaturperioden fanden die Themen 

Menschen mit Behinderungen, Inklusion aber auch die Reformierung der Kinder- 

und Jugendhilfe Einzug. Auch im aktuellen Koalitionsvertrag versprechen die unter-

zeichnenden Parteien weiter an diesem Thema zu arbeiten und Verbesserungen zu 

erreichen. 

 

Ein Blick auf die rechtliche Lage in Deutschland macht die Problematik der Begriffs-

bestimmung erneut deutlich, da auch im rechtlichen Sinn der Begriff der Inklusion 

nicht klar definiert ist. Der englische Begriff ‚inclusion‘ wird in der deutschen Über-

setzung der UN-BRK nicht mit ‚Inklusion‘, sondern mit ‚Einbeziehung‘ übersetzt. 

Durch das BTHG findet der Begriff jedoch erstmals Einzug in die deutschen Geset-

ze. Ein geschichtlicher Rückblick verdeutlicht die Erwachsenenorientierung der Be-

hindertenhilfe und stellt die hauptsächliche Verankerung  dieser in den Sozialge-

setzbüchern neun und zwölf dar. Darüber hinaus nehmen internationale Regelun-

gen, wie die UN-Kinderrechtskonvention oder UN-BRK das Thema auf. 

 

Im darauffolgenden Abschnitt werden die Kinder- und Jugendhilfe, sowie die Ein-

gliederungshilfe in ihren Grundzügen erläutert und in Bezug zueinander gesetzt. Die 
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Kinder- und Jugendhilfe ist im SGB VIII verankert und stellt ein Leistungsgesetz dar. 

Diese Leistungen werden überwiegend durch die kommunalen Haushalte finanziert. 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist für junge Menschen und deren Familien zuständig. 

Dabei geht es insbesondere um die Erziehung, Förderung der Entwicklung, Siche-

rung des Kindeswohls, sowie die Schaffung positiver Lebensbedingungen. Als Pro-

fession arbeitet sie in einem systemischen Verständnis, was bedeutet, dass die Ad-

ressatinnen und Adressaten mit ihren Familien und übrigen Lebensbedingungen 

wahrgenommen werden und sich die Hilfen an diesem ganzheitlichen Verständnis 

orientieren. Gleichzeitig wird an den Ressourcen der Systeme angeknüpft. Insge-

samt erhält die Partizipation einen großen Stellenwert, wodurch ein Charakter der 

Aushandlung entsteht. 

 

Die Eingliederungshilfe ist vorrangig in den Sozialgesetzbüchern neun und zwölf 

geregelt. Durch das stufenweise Inkrafttreten des BTHG fanden und finden hier der-

zeit Veränderungen statt. Im Zuge dieser Veränderungen wird eine inklusive Wei-

terentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe gefordert, welche eine erwachsenenori-

entierte Ausführung der Eingliederungshilfe begründet. Die Finanzierung der Ein-

gliederungshilfe erfolgt ebenfalls zu großen Teilen durch die Kommunen. Die Zu-

ständigkeit erstreckt sich auf Menschen mit (drohenden) Behinderungen. Hierbei 

sollen die Folgen von Behinderungen verhütet, beseitigt oder gemildert werden, 

sowie eine Eingliederung in die Gesellschaft und die betreffenden Lebensbereiche 

erreicht werden. Grundlegend für das professionelle Selbstverständnis dieser Pro-

fession ist ein Behinderungsverständnis, welches Behinderungen als Zusammen-

spiel von körperlichen Beeinträchtigungen, sowie äußeren Faktoren oder auch Bar-

rieren versteht. Ausgegangen wird dabei von einem humanistischen Menschenbild, 

auf dessen Grundlage personenzentriert gearbeitet wird. Darüber hinaus besteht 

der Ansatz des Empowerment, der die Adressatinnen und Adressaten als Ex-

pert*innen in eigener Sache ansieht und sie zu einer eigenverantwortlichen und 

selbstbestimmten Lebensführung befähigen soll. 

 

Anhand dessen sind einige Gemeinsamkeiten der Professionen herausgearbeitet, 

wie die Betrachtung der Umwelt der Adressatinnen und Adressaten im Hilfeprozess, 

sowie das Ansetzen an den Fähigkeiten und Ressourcen dieser. Deutlich wird je-

doch auch der Unterschied im Hilfeprozess. Während dieser in der Kinder- und Ju-

gendhilfe von Angeboten, Aushandlungen und Prozesshaftigkeit geprägt ist, erfolgt 

er im Bereich der Eingliederungshilfe eher schematisch durch medizinische Ein-

gruppierungen und daraus resultierenden Leistungsansprüchen. 
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Aufbauend auf dieser theoretischen Basis wird im Kapitel 4 der aktuelle Inklusions-

diskurs analysiert. Dabei wird deutlich, dass die Überlegungen zu einer großen oder 

auch inklusiven Lösung der Kinder- und Jugendhilfe keineswegs neu sind, in jünge-

rer Vergangenheit jedoch wieder an Bedeutung und Aufmerksamkeit gewonnen 

haben. Im Zuge der geplanten Reform des SGB VIII in Form des KJSG wurden 

mehrere Entwürfe öffentlich, welche durch ihre Begründungen die verschiedenen 

Stadien der Reform deutlich machen. 

 

Der erste Entwurf begründete die Reformierung im Hinblick auf eine inklusive Kin-

der- und Jugendhilfe mit der Umsetzung der UN-BRK. Die Entscheidungen über die 

Zuständigkeit der jeweiligen Träger ist zudem schwierig und oft nicht eindeutig. Es 

wird hervorgehoben, dass den Bedarfen von Kindern- und Jugendlichen mit Behin-

derungen durch die Zuständigkeit der Sozialhilfe in ihrer Lebensphase nicht genug 

Rechnung getragen wird. So müsste der systemische Blick in dieser Lebensphase 

eine größere Rolle spielen, als dies im Bereich der Sozialhilfe der Fall ist. Die Ver-

deutlichung der weiteren Entwicklungen erfolgt exemplarisch anhand einiger Para-

graphen. Es ergibt sich die Erkenntnis, dass speziell im Bereich der Hilfen zur Er-

ziehung, sowie der damit einhergehenden Hilfeplanung mit erheblichen Anpassun-

gen im Hinblick auf eine inklusive Ausrichtung des SGB VIII begonnen wurde. Als 

Beispiel hierfür kann die Reformierung der Hilfe zur Erziehung (§ 27 SGB VIII) hin 

zu einem einheitlichen Tatbestand, den „Leistungen zu Entwicklung und Teilhabe 

von Kinder und Jugendliche“ angeführt werden, welcher die Hilfe zur Erziehung mit 

den Eingliederungsleistungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen verei-

nen soll (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2016b: 11). 

Diese gravierenden Reformvorschläge wurden in den verschiedenen Entwürfen und 

Fassungen immer weiter abgeschwächt, bis sie in der aktuellen geplanten Fassung 

nicht mehr vorhanden sind. Diese ist durch den Bundestag im Juni 2017 beschlos-

sen worden und liegt nun dem Bundesrat zur Abstimmung vor. 

 

Im nächsten Abschnitt werden Haltungen zur Reform aus verschiedensten Stellung-

nahmen und Beiträgen gegenübergestellt. Zuerst wird die Grundsatzdebatte be-

trachtet, welchen Stellenwert die Inklusion in den Entwürfen einnimmt. Deutlich zeigt 

sich, dass die Reformbemühungen allgemein breiten Zuspruch fanden, welcher je-

doch meist mit genauen Forderungen an eine solche Reform verbunden war. Einen 

großen Streitpunkt stellt dabei die Schaffung eines einheitlichen Leistungstatbe-

stands dar. Während vornehmlich Vertreter*innen der Behindertenhilfe einen sol-

chen einheitlichen Leistungstatbestand begrüßen, da hierdurch eine grundsätzliche 
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Unterscheidung zwischen behinderten und nichtbehinderten Kindern und Jugendli-

chen entfällt, sahen Vertreter*innen der Kinder- und Jugendhilfe eine gänzliche Er-

neuerung der bewährten Hilfen zur Erziehung kritisch. An diese Debatte anknüpfend 

wird die Anpassung der Hilfeplanung an die veränderten Voraussetzungen disku-

tiert. Auch in diesem Punkt standen sich die Meinungen der beiden beteiligten Pro-

fessionen gegenüber. Während die Kinder- und Jugendhilfe lediglich maßvolle An-

passungen der bisherigen Hilfeplanung als akzeptabel erachtet, fordert die Einglie-

derungshilfe eine Neufassung in Anlehnung an die Verfahren des SGB IX. Die 

Themen der Kostenheranziehung, Finanzierung, sowie des Personals und Aufga-

ben des öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe, bezogen auf die geplan-

ten Veränderungen, stellen ebenso Überlegungen dar. Diese beinhalten auch eine 

kritische Hinterfragung von Veränderungen im Hinblick auf Begrifflichkeiten der Kin-

der- und Jugendhilfe. Die Übertragung des Rechtsanspruchs für die Leistungen 

nach § 27 SGB VIII-E idFv. 07.06.2016 auf das Kind bzw. den oder die Jugendli-

che*n wurden kontrovers diskutiert. Die Änderungsentwürfe der Hilfen für junge Voll-

jährige erhalten ausschließlich kritische Rückmeldungen. 

 

Ob dem KJSG in seiner vom Bundestag verabschiedeten Form durch den Bundes-

rat zugestimmt wird, ist im Hinblick auf die verstrichene Zeit fraglich. Aktuelle Bemü-

hungen des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend führten 

zu einer Arbeitsgruppe, die sich vorbereitend einem erneuten Reformprozess wid-

met. Auch dies stützt die Annahme, dass der aktuelle Reformprozess als gescheitert 

zu betrachten ist. 

 

Abschließend sind einige Handlungs- und Entwicklungsempfehlungen zusammen-

getragen, welche sich durch diesen Prozess ergeben haben. Als eine der grundle-

genden Voraussetzungen für die Umsetzung einer inklusiven Kinder- und Jugendhil-

fe werden hier die Zusammenarbeit von Wissenschaft Praxis und auch Betroffenen, 

sowie die Klärung der Finanzierung und des Personalwesens, speziell der öffentli-

chen Träger aufgeführt. Weiterhin sollte auch aus dem aktuellen Reformprozess der 

Schluss gezogen werden, die Länder im Vorfeld entsprechend zu beteiligen, um ein 

nochmaliges Scheitern der Reform zu vermeiden. Darüber hinaus werden die 

Schaffung von multiprofessionellen Teams, sowie eine enge Kooperation verschie-

dener Professionen für notwendig erachtet. Beachtung findet ebenfalls das Thema 

der Übergangsregelung von jungen Volljährigen mit Behinderungen in das System 

der Sozialhilfe, wobei konkrete Regelungen gefordert sind, welche den Übergang 

unter Einbeziehung der Betroffenen bestmöglich regelt. In Bezug auf die Praxis wird 
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ein entsprechendes Selbstverständnis, sowie eine inklusive Haltung gefordert, wel-

che Zuschreibungen überwindet und Vielfalt und Individualität als Normalität be-

greift. 

 

7. Resümee 

Die Umsetzung des Inklusionsgedankens in der Kinder- und Jugendhilfe ist mit dem 

Gesetzesbeschluss des Bundestages vom Juli 2017 nicht erreicht worden. Da eine 

Zustimmung des Bundesrates weiter aussteht, besteht die Möglichkeit, dass dieser 

keine Mehrheit findet und es somit zu einem neuen Gesetzgebungsverfahren kom-

men wird. Die durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend gegründete Arbeitsgruppe stellt eine gute Voraussetzung dar, um erneute Re-

formbemühungen im Hinblick auf eine inklusive Weiterentwicklung der Kinder- und 

Jugendhilfe konstruktiv vorzubereiten und mitzugestalten. Dabei gibt es nach wie 

vor viele offene Diskussionspunkte, welche es im Vorfeld eines erneuten Geset-

zesentwurfs zu klären gilt. 

 

Wie die Ausführungen zum Selbstverständnis zeigen, können sowohl Gemeinsam-

keiten, als auch Unterschiede gefunden werden. Die Professionen der Kinder- und 

Jugendhilfe, sowie der Behindertenhilfe müssen sich auf ihre Grundüberzeugungen 

besinnen. Ausgehend von diesen ist ein offener Dialog erforderlich, der von allen 

Beteiligten durch Offenheit für Veränderungen und der Bereitschaft zur Weiterent-

wicklung geprägt sein muss. Nur auf einer solchen Basis kann die Schaffung eines 

inklusiven SGB VIII gelingen. 

 

Einer der entscheidenden Gründe für ein voraussichtliches Scheitern des KJSG 

stellt die Finanzierung einer inklusiven Lösung dar. Das Bestreben einer kostenneut-

ralen Reformierung des SGB VIII scheint unter der Beachtung einer konsequent 

inklusiven Lösung, mit all ihren weitreichenden Folgen für die Praxis der Kinder- und 

Jugendhilfe nicht realisierbar. Daher gilt es vor einer erneuten Gesetzesinitiative die 

finanziellen Rahmenbedingungen genau zu prüfen und realisierbare Vorgaben zu 

formulieren. 

 

Der Inklusionsgedanke fordert nicht nur von der Kinder- und Jugendhilfe ein Um-

denken und stellt diese vor Herausforderungen. Der Gedanke der Inklusion, sowie 

dessen bindende Verankerung in der UN-BRK fordert ein gesamtgesellschaftliches 
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Umdenken, welches die Vielfalt der Individuen als Normalität und Bereicherung an-

sieht und seine Voraussetzungen und Ansprüche darauf ausrichtet. 
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9. Anhang: Synopse der verwendeten Paragraphen 

9.1. Legende 

 

 Gesetzestext des SGB VIII in der aktuell geltenden Fassung 

 Änderungen durch den jeweiligen Entwurf 

 Änderungen durch den jeweiligen Entwurf, welche in einem zweiten Reform-

schritt  in Kraft treten soll 

 Änderungen, welche dem vorausgegangenen Entwurf entsprechen 

 Gegenäußerung der Bundesregierung 

      Streichungen 
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